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Tag

Ausgegeben zu Wiesbaden am 2. Juni 1995

Verordnung
über die Ersten Staatsprüfungen für die Lehrämter')

Vom 3. Aprit 1995

Auf Grund des g i2 Abs. 4 des Geset-
zes über das Leh¡amt an öffentlichen
Schulen in der Fassuncr vom 3. März 1992
(GVBI. I S. 106) wi¡d vérordnet:
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ERSTER TEIL
Organisation und Verf ahren

ERSTER ABSCHNITT
Allgemeine Bestimmungen

$1
Zweck der Pnifung

Die erste Staatsprüfung für ein Lehr-
amt an öffentlichen Schulen dient der
Feststellung, ob die Bewerberin oder der
Bewerber dìe durch das Studium zu er-
werbenden fachwissenschaftlichen. fach-
didaktischen und erziehunss- und sesell-
schaftswissenschaftlichen "Voraussétzun-

gen für das angestrebte Lehramt besitzt.

Âo
YL

Prüfungsämter
(1) An jeder Universität besteht ein

Wissenschaftliches Prüfunqsamt für die
Leh¡ämter (Prùfungsamt). -Es ist fùr die
DurchfriLhrung der Ersten Staatsprtlfungen
fùr die Lehrämter zuständiq. für die an
der jeweiligen Universität Studiengänge
eingerichtet sind. Das WissenschaJtliche
Prüfungsamt an der Universität Frankfu¡t
ist auch fiir die Krirrstlerisch-Wissen-
schaftliche Prüfung, Fachrichtung Musik,
zuständig, für die an der Hochschule für
Musik und Darstellende Kunst ein Studi-
engang eingerichtet ist.

(2) Jedes Prüfungsamt besteht aus ei-
ner Prüfirngsabteilung oder mehreren
Prüfungsabteilungen. Für die Ersten
Staatsprti'fungen wird für jedes Lehramt
jeweils eine Pnifungsabteilung eingerich-
tet.

(3) Das Prüfungsamt wird von einer
oder einem hauptamtlichen Vorsitzenden
geieitet. Die Leitung einer Prüfungsabtei-
lung kann hauptamtlich oder nebenamt-
Iich erfolgen.

(4) Die oder der Vorsitzende des Prü-
fungsamtes, ihre oder seine Vertreterin
oder. ihr oder sein Vertreter, die Leiterin-
nen und Leiter der Prüfungsabteilungen
und deren Vertreterinnen oder Vertreter
werden vom Kultusministerium berufen.
l)ie oder cler Vorsitzende mul] die lJelühi-
qung zu einem Lehramt, die hauptamtli-
chen Leiterinnen ocier Leiter cler Prü-
fungsabteilungen müssen die Befähigung
zu clem der Abteilunq entsprechenden
Lehramt besitzen. Sofein sie'ihre Tätio-
keit nebenamtlich ausüben, erfolqt die
Berufung in der Regel für drei Jahrõ. Ver-
treterin oder Vertreter der oder des Vorsit-
zenden des Prüfungsamtes ist eine der
Leiterinnen oder einer der Leiter der Prü-
f ungsabteilungen.

(5) Zu Mitgliedern des Prûfungsamtes
(Prüferinnen und Prüfern) können Profes-
sorinnen und Professoren und Schulauf-
sichtsbeamtinnen und -beamte oder im
öffentlichen Schuldienst oder an staatlich
anerkannten Schulen in freier Träger-
schaft tätige Lehrkräfte berufen werden;

diese müssen die Befähiqúng zu dem
Lehramt besitzen, für das die Prùfung ab-
,geiegt wird. In Ausnahmefällen können
wissenschaftliche und künstlerische Mit-
arbeiterinnen und'Mitarbeiter, soweit sie
Aufgaben nach $ 47 des Universitätsge-
setzes oder $ 25 des Kunsthochschulge-
setzes wahrnehmen, zu Prúferinnen und
Prüfern berufen werden. Prüferinnen und
Prüfer können mehreren Prüfunqsabtei-
Iungen angehören.

(6) Das Kultusministerium beruft die
Prüferinnen und Prüfer der einzelnen Pni-
fungsabteilungen. Soweit es sich um Pro-
fessorinnen und Professoren oder wissen-
schaftliche und künstlerische Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter handelt, erfolgt
die Berufung im Benehmen mit dem Mi-
nisterium fùr Wissênschaft und Kunst. Die
Berufung erfolgt für die Dauer von drei
Jahren. Nach Abiauf der Amtszeit führen
die Prüferinnen und Prilfer solange die
Geschäfte weiter, bis neue Prüferinnen
und Prúfer berufen worden sind. Eine
-Wiederberufung ist zulässig. Die Tätigkeit
als Prüferin oder Prüfer endet mit dem
Ausscheiden aus dem Dienst des Landes
Hessen. Über Ausnahmen entscheidet
das Kultusministerium.

$3
Aufgaben der Leitung eines

Prü{ungsamtes

(t) Die Leitung des Prüfungsamtes hat
in Zusammenarbeit mit der Leitung der
PniLfungsabteilungen darauf zu achten,
daß Inhalt und Umfang der Prtifungen
den Anforderungen der Prüfungsordnung
entsprechen.

(2) Die Leitung eines Prüfungsamtes
hat das Recht, jederzeit an allen Prüfun-
gen ihres Prüfungsamtes teilzunehmen,
Fraoen zu stellen, die Berücksichtiqunq
besiimmter Prüfungsgegenstände zu-.ter--
Iangen und an den Beratungen über das
Ergebnis der mündlichen Prùfung teilzu-
nenmen.

$4
Aufç¡allrtn <lcr L<riIutrc¡ trincr

Prülungsabl-eilung

(1) l)ie LeiLr,rng ciner Prülungsabl-ci-
Iung ¡rrtitt clie Zulasst¡nclsvorat¡ssetzttn-
gen der einzelnen l-lewerberinnen und
Bewerber. Sie legt auf Vorschlag von
sachkundigen Prüferinnen und Prüfern
der Prüfungsabteilung die Themen für die
Wissenschaftliche Hausarbeit und die
Klausuren fest. Sie besteilt die Prüferin-
nen und Prüfer fùr die mündlichen Prü-
fungen und die Gutachterinnen und Gut-
achter fùr die Wissenschaftliche Haus-
arbeit und die Klausuren.

(2) Die Leitung einer Prüfungsabtei-
Iunq hat darauf zu achten, daß Inhait und
UmÍang der Prüfungen den Anforderun-
gen der Prüfungsordnung entsprechen,
$ 3 Abs. 2 gilt entsprechend.
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$5
Dienst- und Fachaufsicht

Die Prüfungsämter unterstehen unryi_t-
telbar dem Kultusministerium, Die Kui-
tusministerin oder der KuitusminÍster oder
ih¡e oder seine Beauftragten können an
den Ersten Staatspri.ifuigen und an
Dienstbesprechungen, die bei einem Prü-
fungsamt durchgefùhrt werden, teilneh-
men. Die Termine der Ersten Staatsprü-
fungen sind dem Kuitusministerium
rechtzeitig b ekanntzugeben.

ZWEITER ABSCHNITT

Studiennachweise und Praktika

$6
Regelstudienzeit, Studienumf ang'

Studiennachweise
(1) Die Erste Staatspnifung für das

Lehramt an Grundschulen oder für das
Lehramt an Hauptschulen und Reaischu-
len kann nach einem ordnungsgemäßen
Studium von drei Studienjahren abgeiegt
werden. Die Erste Staatsprüfung fùr das
Leh¡amt an Sonderschulen, für das Lehr-
amt an Gymnasien oder für das Lehramt
an beruflichen Schulen kann nach eÍnem
ordnungsgemäßen Stúöum von vier Stu-
dienjahreñ abgelegt werden' Die Regei-
studienzeit fùr die in Satz 1 genannten
Studiengänge beträgt dreieinhalb und für
die in Satz 2 genannten Studiengänge
viereinhalb Studienjahre.

(2) Der Umfang des Studiums beträgt:

1. für das Lehramt an Grundschulen ins-
qesamt 108 bis 120 Semesterwochen-
ítund.en. Davon entfallen 36 bis 56 Se-
mesterwochenstunden auf das Stu-
dium der Erziehungs- und Gesell-
schaftswissenschaften ode¡ das erzie-
hungs- und geselischaftswissenschaft-
Iiche Kernstudium einschüeßüch der
Allgemeinen Didaktik der Grundschu-
ie und 62 bis 84 Semesterwochenstun-
den auf die Fachwissenschaften und
deren Didaktiken,

2. für das Lehramt an Hauptschuien und
Realschuien insgesamt 116 bis 120 Se-
mesterwochenstunden. Davon entf¿tl-
len 36 bis 40 Semesterwochenstunden
auf das Studium der Erziehungs- und
Geseilschaftswissenschaften oder das
erziehungs- und gesellschaftswissen-
schaftliche Kernstudium und 80 Seme-
sterwochenstunden auf die Fachwi3-
senschaften und deren Didaktiken'

3. für das Lehramt an Gymnasien insge-
samt 140 bis i60 Semesterwochenstun-
den. Davon entfallen 20 bis 32 Seme-
stenr¡ochenstunden auf das Studium
der Erziehungs- und Gesellschaftswis-
senschaften einschließlich mindestens
eines Praktikums oder 20 bis 32 Seme-
sterwochenstunden auf das erzie-
hungs- und geselischaftswissenschaft-
lichó Kernstudium. Auf die Fach-
wissenschaften und deren Didaktiken

entfallen 120 bis 140 Semesterwochen-
stunden,

4. für das Lehramt an Sonderschuien ins-
gesamt 128 bis 160 Semesterwochen'
ãtunden. Davon entfaiien 28 bis 40 Se-
mesterwochenstunden auf das
Studium der Erziehungs- und Geseil-
schaftswissenschaften, 70 bis 80 Seme-
sterwochenstunden auf clie sonder-
pädaqogischen Fachrichtungen (ein-
icilie-"ßlich Heii- und Sonderpädago-
qikl und 30 bis 40 Semesterwochen-
ðtunden auf ein weíteres Fach und
dessen Didaktik'

5. für das Lehramt an beruflichen Schu-
Ien inssesamt 128 bis 160 Semesterwo-
chenstünden. Davon entfallen 24 bis
40 Semesterwochenstunden auf das
Studium der Erziehungs- und Geseil-
schaftswissenschaften, 70 bis 80 Seme-
sterwochenstunden auf die berufliche
Fachrichtung einschließlich deren Di-
daktik und 40 bis 56 Semesterwochen-
stunden auf das zweite Fach und des-
sen Didaktik
(3) Die Bewerberin oder der Bewerber

fùr'das Lehramt an Gymnasien hat eine
Zwischenprúfung abzulegen, die- als

Hochschuiprùfung durchgeführt wird'

(4) Der Umfang des Studiums wird
durch Vorlage der Leistungsnachwerse
über die erfõIgreiche Teiinahme an den
nach den geitenden Studienordnung-en
der Universi--täten und der Hochschule für
Musik und Darstellende Kunst FrankJurt
am Main vorgeschriebenen Veranstaltun-
gen nachgewiesen.

(5) Die folgende Anzahl an Leistungs-
naihweisen iJt von der Bewerberin oder
dem Bewerber zu erbringen:

1. für das Lehramt an Grundschuien ins-
' qesamt 16 bis 20' Davon entfallen 6 bis

iO aut das Studium der Erziehungs-
und Geseìlschaftswissenschaften oder
das erziehungs- und geseilschafiswis-
senschaftliche Kernstudtum ernscnlrell-
lich der Allgemeinen Didaktik der
Grundschule und eines Praktikums' 10

bis t4 auf die Fachwissenschaften
einschiießlich deren Didaktiken'

2. für das Lehramt an Hauptschulen und
Realschulen insgesamt 16 bis 20' Da-
von entfallcn 6 bis 10 auf clas Studium
der Erziehungs- und Geselischaftswis-
senschaften oclcr cias erziehungs- unci

oeseilschaftswissenschaftliche Kern-
ãtndiu* einschließlich eines Prakti-
kums, 10 bis 14 auf die Fachwissen-
schaften einschließlich deren Didak-
tiken,

3. für das Lehramt an Gymna:ien insge^-

samt 20 bis 24. Davon enttallen 4 ors o

auf das Studium der Erziehungs- und
Geseiischaftswissenschaften oder das

erzÍehungs- und geseilschaftswissel-
schaftiiche Kemstudium und 1b bIS zu

auf die Fachwissenschaften einschließ-
Iich deren Didaktiken'

4. für das Lehramt an Sonderschulen ins'
qesamt 19 bis 23. Davon enttalien tì auf
áas Stuciium der Erziehungs- und Ge-



seilschaftswissenschaften einschiieß-
lich ei¡es Praktikums, I bis 10 auf die
sonderpädagogischen Fachrichtungen
(einschließlich Heil- und Sonder-
pädagogik) einschließlich eines Prakti-
kums und 5 bis 7 auf ein weiteres Fach
einschließlich dessen Didaktik,

5. für das Lehramt an beruflichen Schu-
len insgesamt 26 bis 30. Davon entfal-
len 2 bis 6 auf das Studium der Erzie-
hungs- und Gesellschaltswissenschaf-
ten, 16 bis 20 auf die berufliche Fach-

. richtung einschließüch deren Didaktik
und I bis 10 auf das zweite Fach
einschließIich desòen Didaktik.
(6) Das letzte Studienjahr soll an der

Universität oder der Hochschule fùr Mu-
sik und Da¡stellende Kunst abseleistet
werden, bei deren PrüLfunqsamt -die 

Be-
werberin oder der Bewerbõr die Prüfunq
ablegen wi& das Kultusministerium kanñ
Ausnahmen zulassen.

$7
Praktika

(1) Die Bewerberin oder der Bewerber
hat die erfolgreiche Teihahme an einem
Praktikum nachzuweisen, das nach einer
von der Universität erlassenen Prakti-
kumsordnung durchzufùhren ist. Das
Praktikum soll in zwei Abschnitten durch-
geführt werden. Jeder Praktikumsab-
schnitt umfaßt ein in der Reqel fünfwöchi-
ges, grundsätzlich in der voilesungsfreien
Zeit durchzuJüh¡endes Blockpraktikurh in
einer Schule in Verbindunq idt Vorberei-
lungs- und Auswertungsv-eranstaltungen
im Umfang von vier Semesterwochen-
stunden. Ein Praktikumsabschnitt kann
auch durch die erfolgreiche Teilnahme an
schulpraktischen Studien in Verbindunq
mit begleitenden Ausbildungsveranstal--
tungen im Umfang von sechs Semester-
wochenstunden nachgewiesen werden,
sofern die Praktikùmsordnuns dies
zuiäßt. Wäh¡end des PraktikumJ in d.er
Schule wird die Bewerberin oder der Be-
werber von'einer oder einem Beauftraq-
ten der 'Universität und einer Leh¡erin
oder einem Lehrer angeleitet. Gelangen
diese zu der Auffassung oder entscheidet
bei nicht gegebener -übereinstimmung
die oder der Beauftraqte für schuiorakti-
sche Studien der zustä"ndigen Univärsität,
dall cler Praktikumsabschnitt nicht erfolg-
reich abgeleistet wurde, ist dies der l3e-
werberin oder dem Bewerber von der
Universität schriftlich unter Angabe der
Gründe mitzuteilen. Die Bewerbãrin oder
der Bewerber kann in diesem FaIl den
Praktikumsabschnitt einmal wiederholen:
wird auch im Wiederholunqsfall der prak-
tikumsabschnitt nicht erfollreich abgelei-
stet, ist die Bewerberin oder der Bewerber
zur Ersten Staatsprüfung nicht zuzulas-
sen.

(2) Das Schulpraktikum fúr das Lehr-
amt an Sonderschulen ist in drei Ab-
schnitten abzuleisten. Ein Praktikumsab-
schnitt umfa3t ein in der Reqel vier-
wöchiges Einführungspraktikumãn einer
Sonderschule und ist vor Ablegen der
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Vorprüfung nach $ B durchzuführen; die-
ser Praktikumsabschnitt kann auch er-
setzt werden durch die erfolgreiche Ab-
leistung eines Sozialpraktikums oder die
erfolgreiche Teilnahme an schulprakti-
schen Studien in Verbindung mit beglei-
tenden Ausbildungsveranstaltungen im
Umfans von vier'Semesterwochenstun-
den, sõfem die Praktikumsordnung dies
zuläßt. Ein zweiter Praktikumsabschnitt
umJaßt ein in der Regei fünfwöchiges
Blockpraktikum in einer Schule und er-
streckt sich insbesondere auf das von der
Bewerberin oder dem Bewerber gewählte
Unterrichtsfach. Dieser Praktikumsab-
schnitt ist vor der Zulassung zur Prüfung
im Unterrichtsfach du¡chzufiilhren. Der
dritte Praktikumsabschnitt umfaßt ein in
der Regei vierwöchiges, grundsätzlich in
der voriesungsfreien Zeit du¡chzuführen-
des Blockpraktikum an einer Sonderschu-
le in.einer der von der Bewerberin oder
dem Bewerber gewählten Fachrichtun-
çJen; er ist vor der Zulassung zur Haupt-
prüfung nach $ 9 durchzuführen,

(3) Für das Lehramt an beruflichen
Schulen iandwirtschaftlicher, hauswirt-
schaftlicher und nahrungsgewerblicher
Fachrichtungen ist abweichend von $ 7
Abs. 1 ein vierwöchiges Hospitations-
praktikum an beruflichen Schulen und
èin vierwöchiges Praktikum an einer Aus-
und Weiterbildungseinrichtung oder in ei-
ner Einrichtung der Jugendpflege durch-
zuführen.

(4) Die Leitung der Prüfungsabteilung
entscheidet im Benehmen mit der oder
dem Beauftragten für schulpraktische
Studien der Universität ùber die Anrech-
nung von Schulpraktika oder diesen ent-
sprechenden Ausbildungsveranstaltun-
gen, die außerhalb Hessens abgeleistet
worden sind.

(5) Für die Erste Staatsprüfung für das
Lehramt an beruflichen Schulen ist die
nach der Verordnung über die Art und
Dauer der praktÍschen Berufsausbildung
für dàs Lehramt an Berufsschulen, Berufs-
fachschulen, Fachschulen und Höheren
Fachschulen vom 10. September 1965
(GVBI. I S. 185), geändert durch Verord-
nung vom 18. März 1969 (GVBI. I S. 33),
erforderliche praktische Berufsausbildung
nachzuweisen.

DRITTER ABSCHNITT

Prüfungsverfahren

08
Meldung zur Vorprùfung
und zur Wahlfachprùfung

(1) Für das Lehramt an Sonderschuien
oder berufiichen Schulen ist eine Vorprü-
fung abzulegen. Die Meldung zur Vorprti-
fung ist schriftlich an die Leitung der je-
weiligen Pnifungsabteilung zu richten;
sie kann frühestens zwei Wochen vor und
soll spätestens zwei Wochen nach Vorle-
sungsschiun des vierten Semesters erfoi-
gen.
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(2) Der Meidung sind folgende Unter-
Iagen beizufügen:

1. das Studienbuch,
2. eine Aufstellung über Studienleistun-

gen und Stucticnvcrlau[,

3. die Leistungsnachweise ùber ein ord-
nungsgemäßes Studium (Q 6 Abs. 5),

4. der Nachweis uber die Ableistung der
Schulpraktika oder der schuiprakti-
schen Studien oder über das sozial-
pädagogische Praktikum,

5. der Nachweis der praktischen Berufs-
ausbildung bei einer Bewerbung für
das Lehramt an beruflichen Schuien
gewerblich-technischer Fachrichtung,

6. eine Erklärung darùber, daß die Be-
werberÍn oder der Bewerber die Zulas-
sung zur Vorprúfung bisher bei kei-
nem anderen Prüfung5amt beantragt
hat oder die Mitteilung darüber, wann
und wo dies geschehen ist.

(3) Für das Lehramt an Sonderschulen
ist eine Wahlfachprüfung abzulegen. Die
Meldung zur Wahlfachprufung Íst schrift-
Iich an die Leitung der betreffenden Pru-
fungsabteiiung zu rÍchten; sie kann fruhe-
stens zwei Wochen vor und soli
spätestens zwei Wochen nach Vorie-
sungsschiulS des sechsten Semesters erfol-
gen'

$e
Meldung zur Prüfung

(1) Die Meldung zur Prùfung - fùr das
Lehramt an Sonderschuien oder berufli-
chen Schulen zur Hauptprüfung - ist
schriftlich an die Leitung der Prúfungsab-
teilung zu richten. Sie kann fùr das Lehr-
amt an Grundschulen und für das Lehr-
amt an Haupischuien und Realschuien
frühestens zwei Wochen vor Vorlesungs-
schluß des sechsten Semesters, fùr eines
der ribrigen Lehrämter frtihestens zwei
Wochen vor Vorlesungsschluß des achten
Semesters erfolgen. Die Meidung zur Pru-
fung im' zweiten Unterrichtsfach für das
Lehramt an Gymnasien der Fachrichtung
Kunst oder Musik kann frühestens zwei
Wochen vor Voriesungsschluß des sech-
sl.cn Serucsl.crs cr'[olr¡cn, Mclrlttnr¡cn, <litr
s¡rlil.cr ¿rls zwci Wo<'lr<ln ttttr:lt Vot ltts.ttttt.¡s-
schltrfJ cirt<¡trhnn, wcr<lcn in <lcl lìcr¡cl rltsl,
liir rlcn [olgcndcn l)rù[ungs[crrnin
l>crti<:ksich Litl1".

(2) Der Meldung sind folgende Unter-
lagen beizufùqen:

1. ein Lebensiauf mil- Angaben über den
Bildungsgang,

2. ein Lichtbild neueren Datums,
3. eine Kopie der Geburtsurkunde, ge-

gebenenfalls ein Nachweis über eine
erf olgte Namensänderungr

4. eine beglaubigte Kopie des Abitur-
zeugnisses oder der sonstigen Hoch-
schuizu gangsberechtigung,

5. das Studienbuch
6. eine Aufstellung úber Studienleistun-

gen und Studienverlauf ,

die Leisiungsnachweise riber ein ord-
nungsgemälles Studium (0 6 Abs. 5),

bei einer Bewerbung für das Lehramt
an Gymnasien der Nachweis über das
Bestehen cier Zwischenprüfuncf ($ 6

Abs. 3),
bei einer Bewerbung fur das Lehramt
an Sonderschulen Nachweise der
Vorpruf ung unci der Wahif achprúf ung
oder des abgeschlossenen Wahifach-

'stuorums,

10. bei einer Bewerbung für das Lehramt
an berufiichen Schulen Nachweise
über die Vorprüfung und die prakti-
sche Berufsausbildung,

11. der Nachweis über die Ableistung
der Schuipraktika oder der schul-
praktischen Studien oder ùber das
ioziaipädagogische Praktikum ($ 7

Abs. 31, sofern dieser nicht bereits bei
der Meldung zur Vorprtifung vorge-
Iegt wurde,

12. eine Erklårung darüber, ob die Be-
werberin oder der Bewerber gericht-
lich bestraft worden ist oder ob gegen
sie oder ihn ein gerichtiiches Strafver-
fahren oder ein staatsanwaltschaftli-
ches Ermittlungsverfahren anhängig

13. eine Erklärung darüber, daß die Be-
werberin oder der Bewerber die Zu-
lassung bisher bei keinem anderen
Prüfungsamt beantragt hat ode¡ die
Mitteilung darüber, wann und. wo
dies geschehen ist,

14. gegebenenJalls ein Antrag, in einem
weiteren Fach gePnift zu werden,

15. bei einer Bewerbung für die Künstle-
risch-Wissenschaftliche Prüfung für

' cias Lehramt an GYmnasien, Fach-
richtung Musik
a) die Angabe des instrumentalen

Haupt- uncl Nebenfaches, in dem
jeweils die praktische Prüfung ab-
gelegt werden soll,

b) die Angabe des'weiteren Unter-
richtsfaches' in dem die Prùfung
abgeiegt wurde oder abgelegt
rverden soil,

c) gegeirenenfalls ein Antrag, in-- ei:
ñem Unterrichtsfach für die Klas-
sen 5 bis 13 gePrùft zu werden,

cl) gegebenenfalis die Angabe des
Schwtlr¡lt r n l< l.[aclr cs,

l(i. t¡ci citttrl lJcwt:lburrl¡ lrir <litr Ktt¡lstlr.l-
risc:ll - W iss<:rls<:lt¿r I I li<:llt: l) f irl (l lì (, I ii t
cl¿ts Lchr¿ttnt an Gymnasien, Fach-
licltttrrt<¡ Kttttst,
a) clie Angabe des weiteren Unter-

¡ichtsfaèhes, in dem die Prûfung
abgeiegt wurde oder abgelegt
werden soll,

b) gegebenenfalls ein Antrag' In- eI-
ñem Unterrichtsfach für die KIas-
sen 5 bis i3 gePrüft zu werclen,

c) gegebenenfalls ein Antrag auf An-
teriigung einer künstlerisch-prak-
tischen Arbeit nach $ 16 Abs. 5,

17. bei einer Bewerbung für das Lehramt
an, berufiichen Schulen landwirt-
schaftlicher, hauswirtschaftlicher und
nahrungsgewerblicher Fachrichtung

7.

L

9.



a) das Zeugnis über die bestandene
Diplomprüfung in Agrarwissen-
schaften oder in Hausha-itswissen-
schaften oder in Ernährungswis-
senschaften.

b) gegebenenfalls ein Antrag, in ei-
nem Unterrichtsfach qeorüft zu
werden,

18. bei einer Bewerbung fùr Kunst, Mu-
sik oder Sport als eines der Unter-
rÍchtsfächei d.er Nachweis über die
erfolgreiche Teilnahme an der fach-
praktischen Ausbildung.

$10
Freiversuch

Legt eine Bewerberin oder ein Bewer-
ber nach ununterbrochenem Lehramtsstu-
dium die Prüdung innerhalb der Regeistu-
dienzeit ($ 6 Abs. 1 Satz 3) ab, und
besteht sie oder er die Prüfunq nicht, so
gilt diese ais nicht unternommõn. Bei der
Berechnung der Semesterzahl nach Satz 1

bleiben Fachsemester, unberúcksichtiot,
wäh¡end derer die Bewerberin oder där
Bewerber wegen K¡ankheit oder aus ei-
nem anderen wichtigen Grund beurlaubt
war. War eine Bewerberin oder ein Be-
werber nachweislich wegen Krankheii
oder aus einem anderen wichtiqen Grund
längerfristig am Studium gehinäert, ohne
beurlaubt zu sein, bleibt bei der Berech-
nung der Semesterzahl nach Satz 1 ein
Fachsemester unbenicksichtigt.

$ 11

Anrechnung von Studienzeiten
und Prrifunqsteilen

(1) Semester, die die Bewerberin oder
der Bewerber an anderen deutschen
Hochschulen in einem Leh¡amtsstudien-

ausiändischen Hochschulen studiert hat,
oder dort erfolgreich absolvierte Studien-
veranstaltungen können angerechnet
werden, wenn es sich um Bereiche han-
delt, in denen sie oder er die Prüfung ab-
legen wiil. Die Entscheidung trifft die Lei-
tung der zuständigen Prüfungsabteilung
im Einvernehmen mit der Leitung des
Prüfungsamtes. in Zweifelsfällen ist die
Entscheidung des Kultusministeriums ein-
zunolen.

(2) Es können andere Ausbildungs-
gänge durch die Leitung des Prüfungsam-
tes im Benehmen mit der Leitung der Prü-
fungsabteiiunq auf die nach dieser
Prüiungscirdnùng erforderliche Studien-
dauer ganz oder teilweise angerechnet
werdenì sofern sie für das von der Bewer-
berin oder dem Bewerber angestrebte
Lehramt förderlich sind. In ZweifeisfäIlen
ist die Entscheidung des Kultusminisieri-
ums elnzunolcn.

I
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(3) Úber die Anrechnung von bestan-
denen Abschlußprüfungen und Prüfungs-
teilen entscheidet das Kultusministerium.
Es kann diese Befugnis auf die Leitung
des -Prüfungsamtes ùbertragen.

(4) Die An¡echnung nach Abs. 1 Satz 3
und Abs. 2 und 3 setzt voraus, daß die
Gleichwertigkeit festgestelit ist. Gleich-
wertigkeit ist festzustellen, wenn Studien-
zeiten, Studienieistungen und Prüfungs-
Ieistungen im Inhalt, Umfang und in den
An-forderungen denjenigen des entspre-
chenden Faches im wesentlichen entspre-
chen. Dabei ist kein schematischer Ver-
gleich, sondern eine Gesamtbetrachtung
und G esamtbewertung vorzunehmen...

812

Zuiassung zur Prùfung
(1) ZurPnifung ist zuzulassen, wer die

Zulassungsvoraussetzungen ($ 9 Abs. 2)
erfüllt. Nicht zugeiassen wird, wer die
Prüfung fúr das angestrebte Leh¡amt in
den in der Meldung benannten Fächern
oder Fachrichtungen endgùltig nicht be-
standen hat.

(2) Über die Zulassung zur. Prüfung
entscheidet die Leitung der zuständigen
Prüfungsabteilung im Benehmen mit der
Leitung des Prüfungsamtes. Die Entschei-
dunq ist der Bewerberin oder dem Bewer-
ber ichriJtlich mitzuteilen. Eine Ableh-
nung ist zu begründen.

(3) Die Zulassung kann widerrufen
werden, wenn nachträglich Gründe be-
kannt werdeni die dié Versagung der Zu-
Iassung gerechtfertigt hätten.

$13
Zulassung zur Prüfung fùr das Lehramt

an Sonderschulen für sonstige
Bewerberinnen und Bewerber

(1) Eine Bewerberin oder ein Bewer-
ber kann zur Prüfung zugelassen werden,
auch ohne ein Studium für das Lehramt
an Sonderschulen absolviert zu haben,
wenn sie oder er

1. mindestens ein Jahr in einer Sonder-
schule in Hessen unterrichtet oder in
einer I-Ieilpädagogischen Einrichtung
eine vergieichbare Tätigkeit ausgeübt
hat,

2. mindestens die Erste Staatsprüfung für
ein Lehramt abgeiegt hat,

3. nachweist, dafl sie oder er sich auf die
Prüfung vorbereitet hat.

(2) Die Bewerberin oder der Bewer-
ber, die oder der die Zulassung zur Pni-
fung beantragt, hat

das Zeugnis ùber die abgelegte Lehr-
amtsprtifung in beglaubigter Abschrift,

eine Übersicht über den Bildungsgang
und dÍe bisherige Tätigkeit sowÍe ent-
sprechende Beschäftigungsnachweise,

die Versicherung, daß sie oder er die
Zulassung zur Staatsprüfung fùr das

1,.

2.

2
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Lehramt an Sonderschulen bisher nicht
beantragt hat, oder die lvlitteiiung,
wann und wo dies geschehen ist,

4, eine ausfùhrliche Erklärung, nach
Möglichkeit mit Nachweisen, in wel-
cher Weise sie oder er sich auf die Prti-
fung vorbereitet hat,

vorzuiegen.
(3) Über die Zulassung entscheidet die

Leitung der zuständigen Prüfungsabtei-
lung im Benehmen mit der Leitung des
PrüTungsamtes nach Anhörung der fùr die
Bewerberin oder den Bewerber zuständi-
gen S chulaufsichtsbehörde.

(4) Die Frist für die Anfertigung der
wissenschaftlichen Hausarbeit beträgt
sechs Monater im übrigen gelten die Vor-
schriften dieser Prüfungsordnung sinn-
gemäß.

$14
Teile der Prüfung

(1) Die Erste Staatsprúfung besteht
aus einer Wissenschaftìichen Hausarbeit,
Klausuren, mùndiichen Prüfungen und,
soweÍi für einzeine Unterrichtsfächer vor-
geschrieben, aus praktischen Prüfungstei-
len. ln jedem von oer Bewerberin oder
dem Bewerber gewähiten Unterrichtsfach
und i¡ jeder Fachrichtung ist mindestens
eine Klausur zu schreiben und minde'
stens eine mündliche Prùfungsleistung zu
erbringen.

(2) Die Bewerberin oder der Bewerber
für das Lehramt an Grundschulen hat ab-
weichend von Abs. 1 mindestens eine
Klausur im Fach für die Klassen 5 bis 10
(Wahlfach) anzuf ertigen.

(3) Die Bewerberin oder der Bewerber
für das Lehramt an Hauptschulen und Re-
alschu-ten oder fùr das Lehramt an Gym-
nasien hat zusätzlich zu den nach Abs. 1

geforderten Klausuren eine weitere in
den Erziehungs- und Geseilschaftswis-
senschaJten anzufertigen. Abweichend
von $ 18 Abs. 2.hat die Bewerberin oder
der Bewerber fùr das Lehramt an Haupt-
schulen und Reaischulen oder für das
Lehramt an Gymnasien eine mündliche
Prüfung in Erziehungs- und Geseil-
schaftswissenschaften abzulegen, die
dreißig Minuten nicht unterschreiten soil.

(4) Bei der Bewerberin oder dem Be-
werber fùr das Lehramt an berufiichen
Schulen Iandwirtschaftlicher, hauswirt-
schaftlicher und nahrungsgewerblicher
Fachrichtung treten an die Stelle der Pni-
fung in der Fachrichtung die Klausuren
und mùndlichen Pnifungen der Dipiom-
prüfung, an die Stelle der wissenschaftli-
chen .Hausarbeit die von der Bewerberin
oder dem Bewerber verfaßte Dipiomar-
beit. Die Erste Staatsprùfung für die in
Satz 1 genannte Bewerberin oder den ge-
nannten Bewerb-er besteht aus einer
Klausur und einer mündlichen Prüfung,
die sich 2u gieÍchen Teilen auf den Be-
reich der Allgemeinen ErziehungswÍssen-
schaft und cler Berufs- und Wirtschafts-

pädaqoqik erstreckt, und auf Antrag der
'bewe-rbãrin oder des Bewerbers aus einer
PrùIung in einem Unterrichtsfach.

$1s
Prüf ungsbereiche und Pnifungsanf orde-

. rungen

(1) Prüfungen können in den im Zwei-
ten TeiI festgelegten Unterrichts- und
Pnifungsfächern abgeiegt werden.

(2) PrùfungsbereÍche und Prüfungsan-
forderungen fùr die einzelnen Lehrämter
ergeben sich aus den Aniagen 1 bis 9 zu
diðser Verordnung. In der Prüfung sollen
die für die Schuie geltenden Rahmenpiä-
ne angemessen berücksichtigt werden.

016
Wissenschaftiiche Hausarbeit

(1) Die Wissenschaftliche Hausarbeit
ist anzufertigen
1. von der Bewerberin oder dem Bewer-

ber, die oder der die Erste Staatsprú-
funq für das Lehramt an Grundschulen
ablõqt, entweder in eÍnem Unterrichts-
fach-oder in Erziehungs- und Gesell-
schaftswissenschaften oder in der All-
gemeinen Didaktik der Grundschule,

2. von der Bewerberin oder demSewer-
ber, die oder der die Erste Staatsprü-
fung fùr das Lehramt an Hauptschulen
und Reaìschulen ablegt, entweder in
einem Unterrichtsfach oder in Erzie-
hungs- und Geseilschaftswissenschaf-
ten,

3. von der Bewerberin oder dem Bewer-
ber, die oder der die Erste Staatsprü-
fung für das Lehramt an Sonderschu-
Ien- ablegt, in ErzÍehungs- und
Geseiischaftswissenschaften oder in ei-
ner der beiden von ihr oder ihm ge-
wöhlten Fachrichtungen'

4. von der Bewerberin oder dem Bewer-
ber, die oder der die Erste Staatsprti-
fung für eines der übrigen Lehrämter
ablègt, in eÍnem Unterrichtsfach oder
in dêr von ihr oder ihm gewähiten
Fachrichtung, auf Antrag auch in Er-
ziehungs- und Geseilschaftswissen-
schaften nach Entscheidung des Wis-
senschaf tiichen Prü[ungsamtes.

(2ì Die Wissenschaftliche Hausarbeit
ist in der Regei als Einzeiarbeit anzuferti-
qen. Unter cler Voraussetzung, daß die
õelbständige Leistung der einzelnen Be-
werberin óder des einzelnen Bewerbers
eindeutig zu beurteiien ist und das zu- be-
arbeitende Thema die Beteiligung mehre-
rer Bewerberinnen oder Bewerber erfor-
dert, kann eine Gruppenarbeit angefertigt
werden, sofern die beteiligten Prüferin-
nen und Prüfer und die Leitung der zu-
ständigen Prùfungsabteiiung zustlmmen.

(3) Die Bewerberin oder der Bewerber
soll in der Arbeit die Fähigkeit zu wissen-
schaftlichem Urteil, zur Anwendung wis-
senschaftlicher Verfahren und zu korrek-
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ter, geordneter und klarer Darstellung
zeigen.

(4) Die Bewerberin oder der Bewerber
kann mit einer fachkundigen PrtiLferin
oder einem fachkundiqen Priifer der Pni-
fungabteilung einen- Themenvorschlag
erörtern, Wùnsche der Bewerberin oder
des Bewerbers für das Thema sind - so-
weit vertretbar - zu berücksichtiqen. Die
Prüferin oder der Pnifer schläqt iñnerhalb
einer angemessenen Frist der-Leitung der
Prüfungsabteilung ein Thema vor. Bei der
Entscheidunq hat die Leitunq der Prù-
fungsabteiluñg darauf zu achtõn, daß das
Thema dem Zweck der Arbeit entspricht,
die Beschaffung der Hilfsmittel keine un-
gewöhnlichen Schwierigkeiten bereitet
und die Anfertigung der Arbeit in der in
Abs. 6 Satz 1 genannten Frist möglich ist.
Sie bestellt zwei Gutachterinnen oder
Gutachter, darunter die fachkundiqe
Pniferin oder den fachkundiqen Pnifêr
(Erstgrutachterin oder Erstgutaðhter) nach
Satz 1. Sofern eine Erörterunq des The-
menvorsch.lags nicht stattfindei, bestimmt
die Leitung der Prüfungsabteilung eine
Pniferin oder einen Prüfer, die oder der
den Themenvorschlas vorleqt. Die Be-
werberin oder der Bðwerber"hat keinen
Anspruch auf Bestellung einer bestimm-
ten Prilferin oder ei¡es bestimmten Prü-
fers.

(5) An die Stelle einer Wissenschaftli-
chen Hausarbeit kann im Unterrichtsfach
Kunst eine künstlerisch-praktische Haus-
arbeit t¡eten. Eine kùnstlerisch-praktische
Hausarbeit ist schriJtlich zu erläutern.

(6) Die Frist für die Anfertigung der
Wissenschaftlichen Hausarbeit' beträot
sechszehn Wochen. Sie beqinnt mit der
Bekanntgabe des Themas.* Die Leitung
der PrriLfungsabteilung kann in begründe-
ten AusnahmefäIlen auf Antrag, der vor
Ablauf der Frist zu stellen ist, eine Nach-
frist von bis zu vier Wochen gewähren.

(7) Wird die Frist nicht einqehalten, so
gilt die Erste Staatspnifung ais nicht be-
standen, sofern nicht die Bewerberin oder
der Bewerber nachweist, daß die Frist oh-
ne eigenes Verschulden versäumt wurde¡
in diesem Fall entscheidet die Leitunq des
Prüfungsamtes im Benehmen mit dei Lei-.
tunç¡ der Prüfungsabteitung, ob eine wei-
tcre Nachfrist gcwiihrt ocler einc neue
r\ufgabc gcstellt wird. Die llcwcri¡crin
odcr dcr Bcwcrbcr, clic oclcr rlcr auf
Grund cincr Krankhcil. vom laufcndcn
Prüfungsverfahren zurùcktriil., mulJ cin
amtsärztliches Zeugnis vorlegen. Verzö-
gert sich die Abgabe der Hausarbeit aus
Krankheitsgrùnden oder sonstigen von
der Beuierberin oder dem Bewerber nicht
zu vertretenden Gründen um mehr als
sechs Wochen, ist ein neues Thema zu
steilen.

(B) Die Hausarbeit ist in deutscher
Sprache abzufassen. Bei Hausarbeiten Ín
den neusprachiichen Unterrichtsfächern
ist eine Zusammenfassunq der Arbeit in
der jeweiiigen Fremdsprache beizufügen.

(9) Die Bewerberin oder der Bewerber
muß am Schluß der Hausarbeii versi-

chem, daß diese selbständig verfaßt wur-
cle und keine anderen als die angegebe-
nen Hilfsmittel verwendet und sämtiiche
Stellen, die den benutzten Werken dem
Wortlaut oder dem Sinne nach entnom-
men sind, mit Quelienangaben kenntlich
gemacht wurden. Die Versicherung ist
auch für Zeichnungen, Skizzen, Noten-
beispiele und bildliche Darstellungen ab-
zugeoen.

(10) Die Hausarbeit ist in zweifacher
Ausfertigung maschinenschriftlich und
gebunden bei dem Prüfungsamt einzurei-
chen. Die Leitung der Prüfungsabteilung
Ieitet eine Ausfertigung der Hausarbeit
der Erstqutachterin oder dem Erstqutach-
ter sowiä danach der Zweitgutaihterin
oder dem Zweitgutachter zur Beurteilung
zu. Diese bequtachten unverzüqlich
schriftlich die Vorzüge und Schwäðhen
der Hausarbeit, beide erteiien je eine No-
te und geben Hausarbeit und Gutachten
an die Leitung der PniLfungsabteilung
spåtestens eine Woche vor Beginn der

- mündlichen Prüfung zurück.
(11) Bei unterschiedlicher Beurteiiung

setzt die Leitung der Pnifungsabteiiung
nach Rücksprache mit den beiden Gut-
achterinnen oder Gutachtern die Note
fest.

(12) Ze\gt die Hausarbeit schwerwie-
gende sprachliche oder formale Mängei,
so kann sie nicht mit der Note ,,ausrei-
chend" oder besser bewertet werden.

(13) Wird die Wissenschaftliche Haus-
arbeit schlechter als mit der Note ,,ausrei-
chend" bewertet, ist eine neue anzuferti-
oen. Wird auch diese schlechter als mit
ãer Note ,,ausreichend" bewertet, ist die
Erste Staatsprtifung nicht bestanden.

(14) Ist das Ergebnis der Wissenschaft-
lichen Hausarbeit endgültig festgesetzt
worden, kann die Note der Bewerberin
oder dem Bewerber auf Antrag frühestens
drei Tage vor Beginn der mündlichen Prü-
fung durch die Leitung der Prüfungsab-
teiiung bekanntge geben werden.

(15) Die Wissenschaftliche, Hausarbeit
darf zu anderen Zwecken, etwa zum Er-
werb der Doktorwürde oder des Diploms
oder zur Veröffentìichung. nicht verwen-
det werden, -bevor die Prüfung abge-
schlossen und das Prüfungszeugnis aus-
gchlincligt ist.

(1(i) Ansl"ollc rlcr Wisscnschaltlir:hc¡t
l lausarl¡eil kann au[ Antrag cier lSewcr-
l¡erin oder des llcwcrbers eine von einer
Wissenschaftlichen Hochschule als aus-
reichend für die Verleihung eines akade-
mischen Grades anerkannte Arbeit aus
demselben Fach angenommen werden.

$17
Klausuren

(1) In den Klausuren, die in der Regei
in vier Zeitstunden anzufertigen sind, soil
die Bewerberin oder der Bewerber nach-
rveisen, daß sie oder er in begrenzter Zeit
mii d.en gängigen Methoden íhres oder
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seines Faches ein Problem erkennen und
Wege zur Lösung linden kann.

(2) In den Neueren Fremdsprachen
und Deutsch als Fremdsprache sowie in
der gewählten ingenieurwissenschaftli-
chen Fachrichtung sind zwei jeweils vier-
stùndige Klausuren anzufertigen. Die
Aufgaben und die eriaubten Hilfsmittel
werden von der Leitung der Prüfungsab-
teiiung auf Vorschlag einer von ihr be-
nannten'Prüferin oder eines von ihr be-
nannten Prüfers der Prüfungsabteilung
facinol onf

(3) Die Leitung der PrüfungsabteÍiung
Ieitet die Klausur der Prüferin oder dem
Prüfer sowie danach einer weiteren Prüfe-
rin oder einem weiteren Prüfer der Prü-
fungsabteiluîg z1r. Diese begutachten un-
verzùgiich schriftlich Vorzüge und
Schwächen der Klausur, erteilen je eine
Note und geben Klausur und Gutachten
an die Leitung der Prtifungsabteiiung
zu¡úck. $ 16 Abs. 11, 12 und 13 Satz 1

gelten entsprechend.
(4) Versäumt die Bewerberin oder der

Bewerber aus einem selbst zu vertreten-
den Grund den Klausurtermin oder gibt
sie oder er eine Klausur nicht rechtzeitig
ab, wird diese Klausur mit der Note ,,un-
genügend" bewertet.

$18
Mündiiche Prüfungen

(1) In den mündlichen Prüfungen soii
die Bewerberin oder der Bewerber nach-
weisen, daß sie oder er die Zusammen-
hänge des Prüfungsgebietes erkennt, spe-
zielle Fragesteilungen in diese Zu-
sammenhänge eÍnordnen kann und über
breites Grundlagenwissen verfügt.

(2) Die Dauer der mündlichen Prüfun-
gen in den Unterrichtsfächern, Fachrich-
tungen und in Erziehungs- und Gesell-
schaftswissenschaften soll, soweit nicht
anders bestimmt ist, je sechzig Minuten
nicht unterschreiten.

(3) Für die Durchführung der mùndli-
chen Prüfung bestellt die Leitung der Prr.i-
fungsabteiiung zweí Prriferinnen oder
Prüfer der Prüfungsabteilung, eine davon
zur Prtifungsleiterin ocler einen zum Prii-
lunqslciler. Dic Lcil.rrnr; rlcr l)rii[ttnclsall-
tcilun<¡ lcgl- rlc:n l)t'üfungstct'ntin uncl clcrt
l)rülunctsot'1. fcst ttncl tcill. clics <ltlr llitwtll-
bcrin oãer <.lern lSewerber uncl dcn [.¡ei<]cn
Prü[enden suäLestens eine Wochc vor lJe-
c¡inn cler nründiichen Prüfunclen schrift-
lich mit. Die mùndlichen Prútungen einer
Bewerberin oder eines Bewerbers sollen
innerhalb von vier Wochen abgeschlossen
sein.

(4) Versá,umt die Bewerberin ode¡ der
Bewerber aus einem selbst zu vêrtreten-
den Grund den Prufungstermin, gilt die
Prüfung ais nicht bestanden. Eine Verhin-
derung ist unverzüglich anzuzeigen und
im Krankheitsfall durch Vorlage eines
amtsärztlichen Zeugnisses nachzuweisen.

r (l 7r'r miin¡lli¡hon Þriifrrnn in Fr¡an-trl !u¡ r ¡ursrrv
gelischer oder Katholischer RelÍgion lädt

clie Leilung des Prüfungsamtes eine Ver-
tretung c.tcl zusiiincligen Kirchenbehördcn
ein. Bei der Festiegung der Prüfungser-
gebnisse wirkt diese nicht mit.

(6) Jede Bewerberin und jeder Bewer-
ber wird einzein geprùft. Von der Prüfung
ist eine Niederschrift anzufertigen' aus
der der wesentliche inhait, der Veriauf
der Prùfung, die Bewertung und die Be-
orùndrinq fùr die erteiite Note ersichtlich
ðina. ÜUer das Ergebnis der Prüfung ent-
scheidet die Prüfungsleitung nach Bera-
tunq mit der oder dem anderen Prüfen-
denl Erteilte Noten dùrfen nicht mehr
geändert werden.

f7) In den Neueren ,Ëremdsprachen ist
die' mùndliche Prùfung mindestens zur
Hälfte in der jeweiligen Fremdsprache
durchzufùhren. Die sprachpraktische
Kompetenz Íst bei der Beurteilung ange-
messèn zu berùcksichtigen.

(B) Bei der Prüfung, mit Ausnahme
der Beratung und der Bekanntgabe des
Erqebnisses, können Studentinnen und
Stùdenien desseiben Studienganges als
Zuhörende zugelassen werden, sofern sie
seibst zur Prüfung zugelassen sind, die
Zuiassung als Zuhörende rechtzeitig bei
cler Leitung der Prüfungsabteilung bean-
trast haben, die Prùfenden und die Be-
weibenn oder der Bewerber ihr Einver-
ständnis gegeben haben und die
räumlichen Verháltnisse die Anwesenheit
von. Zuhörenden erlauben.

(9) Eine Bekanntgabe des lrgebnissef
der mundlichen Prüfungen erfoigt durch
die Leitung der Prüfungsabteilung.

0ie
Notenskaia und Notenbiidung

(1) Bei der Bewertung der einzeln-en
Prüfungsieistungen werden folgende No-
ten erteilt:

,, Sehr gut (l) " = eine hervorragende
Leistung,

"Gut (2) 
3lÏËåiiìläi;i'å"
clurchschnittlichen
Anforrlcrttnr¡on
licgt,

,, l3ctlicdigcnrr (3) " = 
åT]:nt".Ti,iühlll,i
Anforderungen ent-
spricht,

,,Ausreichenci (4)" = eine Leistung' die
trotz ihrer Mängei
noch den Anforde-
rungen genügt,

,,rv{anserhaft (5)" = 
î,i3åå"'"'riåot,$iË,
Mängeì. den Anfor-
derungen nicht
mehr gemigt,

,,Ungenugend (6)" = eine völlig unzu-
reichende i.ei-
stung.



(2) Die Verwendung von Zwischenno-
ten ist nicht zulässig.

(3) Ist aus den Bewertunqen von meh-
reren Prüfungsleistungen eine Note zu
bilden, so ist die Notensumme du¡ch die
Zghi der Prüfungsleistungen unter Be-
rücksichtigung der festgelégten Gewich-
tungen.zu teilen; eine zweite Dezimalsiei-Ie bleibt unberücksichtiqt. Ein so er-
rechneter Zahlenwert ergiÉt
bis einschließ-
Iich 1,5 die Note ,,Sehr gut,,,
bis 2,5

bis 3,5

bis 4,0

bis 5,0

über 5,0

die Note ,,Gut",
die Note,,Befriedigend",
die Note,,Ausreichend",
die Note,,Mangelhaft",
cllè Note,, ungenügend".

$20
Fachnote

(1) Aus den Ergebnissen der Klausu-
ren und mündlichen prüLfungen und ge-
gebenedalls der praktischenÞnifungsiei-
le wird in den Unterrichtsfächern," den
Fachrichtungen und in den erziehungs-
und gesellschaftswissenschaftlichen Èä-
chem oder Themenschwerpunkten je, ei-
ne Note ermittelt.

(2) Bei einer Klausur zählt die d.afür
erteilte Note zwei-fach, bei zwei Klausu-
ren in einem Fach ieweils einfach. Die
Note fùr die mùnd[ðhe prüfunqsleistuno
von sechzig Minuten Dauer zãhlt .rier"-
fach, für zwei mündliche prüfungen von
dreißig Minuten Dauer in einem Éach ie-
weils zweifach. Die ermittelte Summe ist
durch die Zahl 6 zu teilen.

(3) Abweichend von der in Abs. 2 qe-
nannten Gewichtung zählen fùr das Leirr-
amt an Sonderschulen die Diaqnostische
Hausarbeit zweiJach, die mündï.che pni-
{ung ln HeiI- und Sonderpädagogik drei-
f uc{r, T sonderpädagogischer psyãtroiogie
unct rn medizinischen Grundlaqen ie
zweifach und in Grundsätzen des-Rechis
einfach, Die ermittelte Summe ist durch
clie Zahl 10 zu teilen.

(4) Abweichend von der in Abs. 2 oe-
nannten Gewichtung zåhlen die No[enfür die müncllicheri prüfunqsleistunqen
von je fünfzehn Minuten Dãuer in äen
beiden Fächern oder Themenschwer-
punkten aus den Erziehungs- und Geseii-
schaftswissenschaften fùr das Lehramt an
Hauptschulen und Realschulen oder für
das Lehramt an Gymnasien vierfach, die
Note für die Klausur zweifach. Die ermit-
telte Summe ist durch die Zahl 6 zu teilen.

(5) Abweichend von der in Abs. 2 qe-
nannten Gewichtung z¿ihlt Ín cfun
Fächern Sport, Kunst ùnd Musik die Note
für die Fachpraxis zweifach, die Note frir
die Klausur einfach und die Note für die
mtindiiche Prüfung zweifach. Wird in den
genannten Irächern keine Klausur ge-
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schrieben, zählt die Note fúr die Fachpra-
xis einfach und die Note fùr die mündli-
che Prüfung vierfach. Die ermiitelte Sum-
me ist durch die Zahl 5 zu teilen.

(6) Die Erteiiung der Note ,,Ausrei-
chend" oder einer besseren Note in dem
Fach Deutsch und in den Neueren
Fremdsprachen ist bei mangelhafter
Sprachfertigkeit oder schweren sprachli-
chen Fehlern ausgeschlossen.

021
Gesamtnote

(1) Die Gesamtnote der Ersten Staats-
prüfung wird durch Teilung der Summe
der gewichteten Noten durch die Summe
der Gewichtungsfaktorên ermittelt.

(2) Die Prüfungsieistungen werden
- wie folgt gewichtet:

1. Bei der Pnifung für das Lehramt an
Grundschulen zählen die Note für die
Wissenschaftliche Hausarbeit vierfach,
die Noten für die beiden Fächer oder' Themenschwerpunkte aus den Erzie-
hungs- und Geseilsòhaftswissenschaf-
ten je zweifach, bei Integration der AII-
gemeinen Didaktik der Grundschule je
zweiei¡halbfach, die Noten für die All-
gemeine Didaktik der Grundschule
und die Noten der Fächer für die Klas-
sen 1 bis 4 je einfach sowie gegebe-
nenfalls die Note im Fach Sachunter-
richt zweifach, die Note für das Fach,
in dem nach g 32 Abs, 1 Satz 3 die Un-
terrichtsbefähigung für die Klassen 5
bis 10 erworben wi¡d, dreifach;

2. bei der Pnifung für das Lehramt an
Hauptschulen und Realschulen zählen

, die Note für die Wissenschaftl.iche
Hausa¡beit vierfach, die Noten für die
beiden Fächer oder Themenschwer-
punkte aus den Erziehungs- und Ge-
s'ellschaftswissenschaften vierfach und
die Noten in den beiden Fächern nach
$ 33 Abs, 1 je dreifach;

3. bei der Prüfung fùr das Lehramt an
Gymnasien zählen die Note frir die
Wisscnschaftliche [-.ktus¿rrbcit vierfach,
die Noten fùr die beic.len Fächer oder
Themenschwerpunklc aus clcn Erzic-
hungs- und Gesellschaftswissenschaf-
ten dreifach, die Nol.en in den beiclen. Fächern nach 0 34 Abs. 1 je fünffach;

4. bei der Prüfung in der Künstlerisch-
Wissenschaftlichen Fachrichtunq Mu-
sik zählen die Note fùr die t¡ùissen-
schaftliche Hausarbeit vierfach, die
Note der musikpädac¡ogischen Prüfung
dreifach, die Note Iür das Fach Musik
sechsfach und die Note für das nach
$ 35 Abs. L zu wählende Fach dreÍfach.
Bei der Prüfung in der Kúnstlerisch-
Wissenschaftlichen Fachrichtung Kunst
zähien die Note fùr die Wissenschaftli-
che l{ausarbeit vierfach, die Noten für
die beiden F¿icher oder Themen-
schwerpunkte ¿ìus clen Erziehungs-
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und Geseilschaftswissenschaften je
eineinhaibfach, die Note fúr das Fach
Kunst sechsfach und die Note fùr das
nach $ 35 Abs' 1 zu wählende Fach
dreifach;

5. bei der Prüfung für das Lehramt an
Sonderschulen zähten die Note der
Vomrtifunq einfach, die Note der
Haúptprüfung vierfach, die Noten der
Prüfunqen in den beiden sonder-
pädagõgischen Fachrichtung-en je
-zweifãch, die Note für die wissen-
schaftliche Hausarbeit dreifach und
die Note für das Fach nach $ 36 Abs' 1

dreiJach;

6. bei der Prüfung fùr das Lehramt an be-
ruflichen Schulen qewerblich-techni-
scher Fachrichtung zãhlen die Note für .

die Wissenschaftliche Hausarbeit vier-
fach, der Mittelwert aus den Noten der
Vorprüfung in der Fachrichtung und
im qeãeilschaftswissenschaf tlichen
Fachqeb"iet einfach, die Note für die
Haupitpnifung im erziehungswìsse.Î--
schaitl-ichen Fachgebiet zweifach, die
Note für die HãuPtPrüfung in der
Fachrichtung vierfach und die Note ftir
das Fach naõn $ 37 Abs. 2 dreifach;

7. bei der Prüfung firr das Lehramt an be-
ruflichen Schulen landwirtschaftlicher'
hauswirtschaftÌicher und nahrungsge-
werblicher Fachrichtung zählen die in
der Diplomprüfung erzielte Note acht-
fach, der Viittetwert der Noten in AII-
gemeiner Erziehungswissenschaft und
Éerufs- und Wirtschaftspädagogik
zweifach und die Note für das Fach
nach $ 38 Abs. 1 dreifach.

(3) Die Gesamtnote fùr die Erste
Staàtipnifung lautet bei einem Noten-
durchschnitt

bis 1,5 ,,Mit Auszeichnung bestanden",

bis 2,5 ,,Gut bestanden"'

bis 3,5 ,,Befriedigend bestânden" 
'

bis 4,0 ,,Bestanden",

über 4,0 ,,Nicht bestanden" '

(4) Die Prüfung ist nicht bestanden'
wená die in Abs.=2 für die Bildung der
Gesamtnote genannten Prüfungsleistun-
gen nicht jewéiis mindestensrnit der Note
,, ausreichend" bewertet wurclen.

tù 22

' Ausschluß von der Prüfung

(1) Bei einer Bewerberin oder einem
Beùerber, die oder der bei der Prüfung
tä.uscht oder zu täuschen versucht, uner'
laubte Hilfen verwendet oder sie anderen
qewährt, kann die betreffende Prùfungs-
iôistung mit der Note ,,ungenügend" be-
wertet -werden. In schweren Fäilen kann
die Bewerberin oder der Bewerber von
der Prüfung ausgeschlossen werden' Die
Prüfung isi in diesem FalI nicht bestan-
den. Die Entscheidung trifft die Leitung
der zuständigen Prüfungsabteilung nach
Anhörung der Bewerberin oder des öe-
werbers.

l2l Behindert eine Bewerberin oder
ein'Éewerber die Prùfung so schwerwie-
oend. daß es nicht möglich ist' die eigene
Érttfnttq oder die anderer Bewerberinnen
oder Bäwerber ordnungsgemäß durchzu-
fnftt"", so wird die Pnifung abgeb,r-ochen'
bie Entscheidung daniber trifft in Klausu-
ren die Leitung óder das aufsichtsführen-
¿ã Vlitqtie¿ delr zuständigen Prüfungsab-
teilunql in den mündlichen Prúfungen dte
Pnifuñqsieiterin oder der Prüfungsleiter'
bìà i-"ít,tttg des Prüfungsamtes entschei-
ãet, ob diã Bewerberin oder der Bewer-
U"t, ¿1" oder der für die Behinderung- der
Prüfunq verantwortlich ist' die Prüiung
iáñsetz""n darf oder die Prufung nicht be-
standen hat. Im FaIIe der Fortsetzung cter

Þrutottq wird von der Leitung der zustän-
àiãé" Þ.tirungsabteilung ein neuer Ter-

múr festgesetzt.

l3l Stellt sich nach Abschluß der Prü-
funq' heraus, daß die Voraussetzungen
ã"r"aut. 1 Satz 1 vorgeiegen haben, so ist
die betreffende Prüfungslerstung
nã"ftttaqU"it mit der Note ,,ungentige.n{"
rr-t Ue*"erten und das Gesamtergebnis
ãnttpi"ctr'"nd zu ändern' in schweren Fäl-

Ë" Èutt" die Prüfung êls nicht bestanden
erkÌärt werden' Das Prüfungszeugnls lst
einzuziehen. Die Entscheidung tnttt ctle

L"ituttq des Prüfungsamtes -nach An-
hörunq der Bewerberin oder des Bewer-
Ëåii ii" Benehmen mit der Leitung der

zuständigen Prüf ungsabteilung'

ç23
NachholPrtifung

11ì Wenn nur in einer Klausur' einem
prakiischen Prüfungsteil oder in einem
'Fach der mtindlichen Prüfung eln nlcnt
ä"riãi.ft""oes Ergebnis erzielt worden
Ëi, f.u"" die KIauJur, der pra]<t11che Pru-

fungsteil oder die mündliche Prtitung- ern-

måÏ-wieAerirott werden (Nachhoiprü-
fung).

12ì Die Leitung der Pnifungsabteilung
¡.ttií"mt den Teiirin für die Nachhoiprü-
i"ià- nuctt Anhörung der Prüferin oder

des"Prüfers, bei der oder dem ern nlcnt
ã,ri.ài.rt"tt¿"t Ergebnis erzielt -wurde'
óiã Ñachholprùfùng kann frühestens
scchs Wochcn, spätestens lnnerhalu von

rlrci Monaten n¿tch der t:rsten Prttfunt¡

tiurchgcti.ihrt wcttlctl' lJlcillL <lic lJcwtlt'
Èðt* óa"t cler Bewerber aus von ihr oder

iir* ," vertretenden Gründen dem fest-

ããtãiri"" Tcrmin fern oder besteht sie

åõ; ;i die NachholPrülung nicht' so ist

die Erste Staatsprùfung nicht bestanden'

ç24
WieclerholungsPrüf ung

11) Eine Bewerberin oder ein Bewer-

nerì-ái" oder der die Erste Staatsprüfung
ããËt-ãi"" Vorpnifung nicht bestanden
hat, kann sie einmai wiederholen (wle-
derholungsPrtifung)'
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Die Wiederholungsprùfung kann frühe-
stens nach einem haiben Jah¡ abqeleqt
werden. Sie muß spätestens nnðrhaib
von zwei Jah¡en nach Nichtbestehen der
Prti{ung abgeschlossen sein. Die Leitung
des Prüfungsamtes oder die Leitung der
Prti,fungsabteilung können bei amtsärzt-
Iich nachgewiesener Verhinderung durch
Erkrankung oder bei anderen nachweis-
lich wichtigen Gründen auf Antrag einer
Verlängerung dgr in Satz 3 festgeìegten
Frist gewähren,

(2) Die Wiederholungspnifung er-
streckt sich auf die Prüfungsteile,.. bei de-
nen niëht mi¡destens die Note ,,ausrei-
chend" erzielt wurde. AuJ Antrag kann
sie sich auch auf bestandene Prtifunqstei-
Ie erstrecken

(3) Das KuLtusministerium kann Aus-
nahmen von den in Abs. 1 und Abs. 2 ge-
troffenen Regelungen zulassen. Es kann
eine zweite Wiederholungspnlfung zulas-
sen, werul besondere Grtj¡de vorliegen,
die eine außergewöhnliche Behinderung
der Bewerberin oder des Bewerbers in
dem zweiten Prüfungsverfahren zur Folge
hatten und eine nochmalige Wiederho-
Iung hinreichend aussichtsreich erschei-
nen lassen. Es kann Bedingungen über
Dauer und Inhalt des weiteren Studiums
sowie die Erbringung bestimmter Lei-
stungsnachweise auf erl.e gen.

$25
Erweiterungsprüfung

(1) Eine Bewerberin oder ein Bewer-
ber, die oder der die Erste Staatspni,Tung
bestanden hat, kann Erweiterungsprüfun-
gen ablegen

(2) Voraussetzung für die Zulassung
zu einer Erweiterungspnifung si¡d weite-
re Studien. Soweit die Bewerberin oder
der Bewerber für das Lehramt an Gymna-
sien für die Erweiterungsprúfung ein in
$ 34 aufgeführtes Fach gewählt hat, fùr
das Fremdsprachenkenntnisse gefordert
werden, ist vor der Zulassung zur Erwei-
terungsprüfung dieser Na--chweis ztr
füh¡en.

(3) Die Enueiterungsprùfung umfaßt
eine Klausur, bei Neueren Sprachen und
Deutsch als Fremclsprache zwei Klausu-
ren und eine mùndliche Prüfung in dem
gewählten Unterrichtsfach oder in der
Fachrichtung. Im übrigen gelten ciie gg 1,
4, 9, 71, 12, 75 und.17 bis 24 entspre-
chend. :

(4) Für die Erweiterungsprüfung ist
ein Prûfungsamt zu wählen, bei dem
Fachprüferinnen und -prùfer zur Verfù-
gung stehen.

$26
Rücktritt, Verhinderung und Versäumnis

(1) Tritt die Bewerberin oder der Be-
werber während der Prüfung zurück, so
entscheidet die Leitunq der zuständiqen

Prüfungsabteiiung darúber, ob die Pni-
fung nicht bestanden ist oder fortgesetzt
werden kann. Tritt die Bewerberin oder
der Bewerber im Verlauf der fortgesetzten
Prüfung aus Gründen, die sie oder er zu
vertreten hat, wieder zurück, so ist die
Prüfung nicht bestanden..

(2) Wer die Prüfung nicht bestanden
hat, erhått darüber einen mit Begründung
und Rechtsbeheifsbelehrung versehenen
Bescheid.

(3) Kann die Bewerberin oder der Be-
werber aus Grùnden, die sie oder er nicht
zu vertreten hat, die Prüfung nur zum Teil
ablegen, so entscheidet die Leitung der
zuständigen Prüfungsabteilung darüber,
welche Prüfungsteile oder Teilleistungen
noch abzuiegen sind. Eine Verhinderung
ist unverzüglich schriJtlich der LeÍtung
der zuständigen Prüfungsabteilung mit-
zuteilen. Im Falle der Krankheit ist der
Nachweis durch Vorlage eines amtsärztli-
chen Zeugnisses zu ftih¡en.

(4) Versäumt eine Bewerberin oder
ein Bewerber einen einzelnen Prüfungs-
termin ohne wichtigen Grund, so werden
die zu diesem Termin zu erbringendeii
Prüfungsieistungen mit der Note ,,un-
genügend" bewertet.

027

Zeugnis
(1) Über die bestandene Erste Staats-

prrlfung erhält die Bewerberi¡ oder der
Bewerber ein Zeugnis, das Thema und
Note der Wissenschaftlichen Hausa¡beit,
die Noten der einzelnen Fächer, der Er-
ziehungs- und Geseilschaftswissenschaf-
ten, der Fachrichtung oder Fachrichtun-
qen und die Gesamtnote enthäIt. Das
Zeugnis wird von der Leiterin oder dem
Leiter der zuständigen Prüfungsabteilung
sowie der oder dem Vorsitzenden des
Prüfungsamtes unterschrieben und mit
dem Dienstsiegei des Prùfungsamtes ver-
sehen.

(2) Das Zeugnis ùber die bestandene
Erweiterungsprùfung giit nur in Verbin-
dung mit dem Zeugnis ùber die bestande-
ne Erste Staatsprufung.

(3) Die Bewerberin oder 'der Bewer-
ber, rlie oder.der dic Pnifung nicht be-
standen hat, erhält hieri.iber einen mit
Rechtsbeheifsbelehrung versehenen Be-
scheid. Auf Antrag ist die Entscheidung
zu begrùnclen und können clic erbrachten
Prüfungsieistungen sowie deren Noten
aufgenommen werden.

$28
Einsicht in die Prùfungsakten

(1) Nach Abschluß eines Prüfungsver-
fahrenS kann die Bewerberin oder der Be-
werber auf Antrag EÍnsicht in ihre oder
seine Prùfungsakte nehmen.

(2) Der Antrag ist schriftlich bei der
Leitung des Prüfungsamtes zu stellen. Sie
bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme'
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, ZWEITER TEIL

Inhaitliche Bestimmungen

ERSTER ABSCHNITT
Allgemeine Prüfung in Erziehungs- und

G eselischaf tswissenschaf ten

$2e
Allgemeine Prüfung in Erziehungs- und

Geselischaf tswissenschaf ten f ùr Bewerbe-
rinnen und Bewerber der Ersten Staats-
prüfung für das Lehramt an Grundschu-
- 
len, fù} das Lehramt an Hauptschuien

und Reaischuien sowie fúr das Lehramt
an GymnasÍen

(1) Die Bereiche und Anforderungen
für die Erste Staatsprúfung fùr das Lehr-
amt an Grundschuien, fùr die Erste
Staatsprirfung für das Lehramt an Haupt-
schulen und Þealschuien und für die Er-
ste Staatsprüfung für das Lehramt an
Gymnasieñ sind, in Anlage 1 festgeiegt.
Soweit die Bewerberin oder der Bewerber -
darüber hinaus schuirechtiiche Studien
betrieben hat, kann dieser Bereich in der
Prüfung auf Antrag, der bei der Leitung
der Prüfungsabteilung zu stellen ist' tn
angemessenem Umfang berùcksichtigt
weiden. Bei der Bewerberin oder dem Be-
werber fùr das Lehramt an Gymnasien
können auch phitosophische Studien
berücksichtigt werden.

(2) Die Bewerberin oder der Bewer-
ber, die oder der die künstlerisch-wissen-
schaftliche Prüfung, Fachrichtung Musik'
abiegen rviil, hat anstelle der AllgemeÍ-
nen Þrüfung in Erziehungs- und Geseil-
schaftswissenschaften eine musikpädago-
gische Prùfung abzulegen. Sie umfaßt
éine mündüche Prüfung in Musikpädago-
gik und in Erziehungs- und Geseilschafts-
wissenschaften und anstelle einer Klausur
eine Lehrprobe. In der Regel soll die
múndliche Prùfung die Dauer von sechzig
Minuten, cüe Lehrprobe die Dauer von
fùnfundvierzig Minuten nicht unterschrei-
ten. Das Thema der Lehrprobe ist der Be-
rverberin oder dem Bewerber spätestens
drei Tage vorher bekanntzugeben. Dje
Bereiche und Anforderungen sind in An-
lage I Buchst. b festgelegt.

$30
Allç¡emeinc Prüfung in ErzÍehungs- untl

Gesellschaf Lswissenschaf ten f ür Bewerbe-
rinnen und Ilewerber der Ersten Sl"aats-
prì.ifung fùr das t"lJi*, u" Sonderschu-

dreißiq Minuten nicht unterschrelten' Zur
Vorprüfunq kann sich nur mej'den, wer
ein'ordnuñgsgemäßes Studium von vier
Semestern nachwéisen kann'

(3) Die Hauptprüfung besteht aus der
Diaqnostischen Hausarbeit und der
*üñdii.he.t Prüfung. Zur Hauptprüfung
kann sich nur meiden, wer die Vorprü-
fung bestanden hat.

(4) in der Diagnostischen Hausarbeit
frai áie Bertelberin oder der Bewerber
nachzuweisen, dall sie oder er in der Lage
ist, über eine ihr oder ihm vorher nicht
bekannte Minderjährige oder einen .ihr
oder ihm vorher nicht bekannten Mlncter-
iähriqen ein Gutachten anzufertigen' Das
'Cutaäfrten muß einen Vorschlag ùber ge-
eisnete sonderpädagogische Maßnahmen
en"thalten. Zur Vorbereitung auf die Haus-
arbeit hat die Bewerberin oder der Be-

werber diagnoslische Daten über die Pro-

bandin odel den Probanden zu erheben'
Vor Erhebung der Daten ist die Einwilli-
cruns der Ërziehungsberechtigten der
Þrobändin oder des Probanden einzuho-
len. Eine Verwendung der.erhoben""Pg-
ten fùr andere Zwecke als dre cer vru-
funq ist nicht zuiässig. Die Erhebung der
Datén ist innerhalb eines Zeitraumes von
zwei Wochen durchzuführen' Weist die
Bewerberin oder der Bewerber nach, daß

sie oder er ohne eigenes Verschulden in*
nerhaib dieses Zeitraumes die Erhebung
nicht durchführen kann, so entscheidet
di" L"it"ttg der zuständigen Prüfung:ab-
teilung, oñ und innerhalb welcher Frist
die Bewerberin oder der Bewerber die Er-
hebunq beenden kann oder ob ihr oder
inm eiñe neue Aufgabe zu stellen ist' Die
Frist für die Anfertigung der. Diagnosti-
schen Hausarbeit beträgt erne wocne
nach Ende der ErhebunS. $ 16 Abs' 3 und
Abs. 7 bis i3 gelten sinngemäß'

f5ì Die mündliche Prüfung umfaßt die
Bereiche:

Heil- und SonderPädag-ogik unter
Berùcksichtigung von tsragen der
SozialPädagogik'
Sonderpädagogische Psychologie'

Medizinische Grundiagen'

Grundsätze des Rechts, sofern sie
für das Lehramt erforderlich sind'

Die Prüfungszeit soll im ersten Prüfungs-
bereich füñfunclvierz.iq, im zweÍien ttnci

clritten je cireilJig Minuten uncl im viertetl
Bereiclr fùnfzehn Minuten nicht unter-
schreiten. Die Bereiche und Anforderun-
gen sind in Aniage 2 festgelegt'

i
f

i.

'i
l.i

I

t.

fr
lr

l:

I

I

l1l Die Bewerberin oder der Bewerber
für clie Erste Staatsprüfung fùr das Lehr-
amt an Sonderschulen muß in Erzie-
hungs- und Geseiischaftswissenschaften
eine Vorprùfung und eine Hauptprufung
ablegen.

(2) Die Vorprüfung umfaßt als mündli-
che Prùfung Allgemeine Erziehungswts--
senschaft und Gesellschaftswissenschal-
ten in den fur die Erziehungswissenschaft
bedeutsamen Bereichen, Die mundliche
Prüfunq soll in beiden Bereichen jeweils

$31

Aliqemeine Prùfung in Erziehungs- und
GesËllschaftswissenichaften fùr Bewerbe-
rinnen oder Bewerber der Ersten Staats-

orùfung für d.as Lehramt an berufiichen
5cnulen

l1l Die Bewerberin oder der Bewerber
fúr'die Erste S[aatsprùfung für das Lehr-
u*t utt be¡uflichen Schulen gewerbìjch-
lechnischer Fachrichtung mu13 eine Vor-



Nr. l2 - Gesatz- uncl Vcrorrlnunqsblatt ftir rlas Lanrl [-[csscn, ]ilil | - 2, .Ir¡ni 1995 247

ii

/
ii
i
ir,
ir:

l,

und eine Hauptprùfung abiegen; die Vor-
prü'fung im geseiischaftswissenschaftli-
chen Fachgebiet, die Hauptprüfung im
erziehungswissenschaf tlichen Fachge biet.

(2) In der Vorprüfung ist eine Klausur
in den in AnLage 3 Buchst. a aufgeführten
Bereichen A bis E, eine weitere in den in
Anlage 3 Buchst. a aufgeführten Berei-
chen F bis H des geseilschaftswissen-
schaftlichen Fachgebiõtes anzufertigen.

(3) Die Hauptprüfung im erziehungs-
wissenschaftlichen Fachqebiet umfaßt ei-
ne Klausur in dem in AñIaqe 3 Buchst. a
aufgeführten Bereich A unã eine mündli-
che Prtlfung in einem der Bereiche B bis
D.

(4) Zur Vorprüfung kann sich melden,
wer ein ordnungsgemäßes Studium von
vier Seinestem nachweist. Zur Hauptprü-
fung kann sich melden, wer die Vorprü-
fung bestanden hat.

(5) Die Bewerberin oder der Bewerber
für die Erste Staatsprüfung für das Lehr-
amt an beruflichen Sbhulen landwirt-
schaftlicher, hauswirtschaftlicher und
nahrungsgewerblicher Fachrichtung hat
eine Klausur nach Wahl aus dem Bereich
der Allgemeinen Erziehungswissenschaft
oder der Berufs- und Wirtschaftspädago-
gik anzulertigen und eine mündlièite piri-
fung abzulegen, die sich zu gleichen Tei-
len auf den Bereich der Allqemeinen
Erziehungswissenschaft und dei Berufs-
und Wirtschaftspädagogik erstreckt. Die
Bereiche und Anforderungen sind in An-
lage 3 Buchst. b festgeiegt.

ZWEITER ABSCHNITT

' Fäch"*erbindungen

$32
Fächerverbindungen f ür B ewerberinnen
und Bewerber der Ersten Staatsprüfunq

fùr das Lehramt an Grundschuien
(1) Die Prufung erfolgt

in allgemeiner Didaktik der Grundschule
oder in den Themenschwerpunkten des
Kernstudiums,
ferner in <]rei der'folgcndcn F¿icher für
die Klassen 1 bis 4:

Dcutsch
Mathematik
Sachunterricht
Evangelische Religion
Katholische Religion
Engiisch
Französisch
Kunst
Musik
Sport.

Eines der zu wählenden Fächer muß
Deutsch oder Mathematik sein. Aufbau-
end auf einem Fach ist zusätzlich eine
fachwissenschaftliche und fachdidakti-
sche Prùfung zum Erwerb der Unter-
ri.chtsbefähigung für das Wahlfach in ei-
nem der oben genannten Fächer abzu-
legen. Das Fach Sachunlerricht deckt

zwei Fächer für die Klassen 1 bis 4 ab.
Wer c.tieses Fach wühid, mulj als Wahlfach
Deutsch oder Mathematik wählen.

(2) Die Bewerberin oder der Bewer-
ber, die oder der als einês ihrer oder sei-
ner Unterrichtsfächer Kunst, Musik oder
Sport gewählt hat, muß den Nachweis
führen, daß die Teilnahme an der fach-
praktischen Ausbildung erfolgreich war.
Für rias Unterrichtsfach S¡lorl crs[rc<:kt
sich dieser Nachweis auch auf den erfolg-
reichen Abschluß einer Ausbildung in
,,Erster Hilfe bei Sportverietzungen" und
die Erfullung der Bedingungen des Deut-
schen Rettungsschwimmabzeichens
Bronze - der Deutschen Lebens-Rettungs-
Gesellschaft oder des Deutschen Roten
Kreuzes.

(3) Die Prüfung in Allgemeiner Didak-
tik der Grundschule besteht aus einer
mündlichen Prüfung, die eine Zeit von
dreißig Minuten nicht unterschreiten soll.

(4) Die mtindliche Prüfung in clen
- Fächern für die Klassen 1 bis 4 soll in der

Regei eine Zeit von jeweils zwanzig Mi-
nuten nicht unterschreiten,

(5) Die Bereiche und Anforderungen
in Allgemeiner Didaktik der Grundschuie
und in den Fächern sind in Anlage 4, die
Bereiche und Anforderungen fùr die Un-
terrichtsfächer für die Klassen 5 bis 10
sind in Anlage 5 festgelegt.

(6) Erweiterungsprüfungen nach $ 25
können in den in Abs. 1 genannten
Fächem oder in Deutsch ais Fremdspra-
che als weiterem Fach abqeleqt werden.

033
Fächerverbindungen für Bewerberinnen
und Bewerber der Ersten Staatsprüfung

' für das Lehramt an Hauptschulen und Re-
alschuien

(1) Die Prrifung erfolgt in zwei ode¡
auf Antrag der Beweberin oder des Be-
werbers in mehr als zwei der folgenden
Fächer:

Evangelische Reiigion
Katholische Religion
Deutsch
Engtisch
lìra nzrisisc:h
llussisch
Clescirichl.e

. Soziaikunde
. Erdkunde

Mathematik
Physik
Chemie
Biologie
Kunst
Musik
Soort
Albeitslehre.

Die Bereiche und Anforderungen für die-
se Fächer sind in der Aniage 5 festgeiegt.
$ 32 Abs. 2 gilt entsprechend.

(2) Erweiterungsprùfungen nach $ 25
können in einem der in Abs. 1 genannten
Fächer oder in
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Informatik
Deutsch ais Fremsprache
Erhik

abgelegt werden.

$34
Fächerverbindungen für Bewerberinnen
und Bewerber der Ersten Staatsprüfung

für das Lehramt an Gymnasien

(1) Die Prüfung erfolgt in zwei oder
auf Antrag der Bewerberin oder des Be-
werbers in mehr als zwei der foiqenden
Fächer:

Evangelische Religion
Katholische Reliqion' Deutsch
Englisch
Französisch
Russisch
Latein
Griechisch
Geschichte
Sozialkunde (Wissenschaft von der
Politik)
Erdkunde
Mathematik
Physik
Infôrmatik )l
Chemie
Biologie
Soort
Pirüosophie. /(

Für das Fach Sport gilt $ 32 Abs. 2 ent-
sprechend. Die Bereiche und Anforderun-
gen sind in Anlage 6 festgelegt.

(2) Auf Antrag der Bewerberin oder
des Bewerbers kann die Prüfung, sofern
drei Fächer gewähit werden, auch in ei-
nem Fach aus den in Abs. 3 aufgeführten
Fächern für die Erweiterungsprü,fung er-
folgen.

(3) Erweiterungsprüfungen nach 0 25
können in einem der in Abs. 1 senannten
Fächer oder'in

Italienisch
Spanisch
Portugiesisch
Polnisch
Hebräisch
Türkisch
Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaften
Erhik
ArbciLslchre
Deutsch als Fnemdsprache

abgelegt werden.

(4) Wer ais eines seiner Unterrichts-
fächer Deutsch, Englisch; Französisch,
Geschichte, Soziaikunde (Wissenschaft
von der Politik), Latein, Griechisch, Evan-
geìische Religion, Katholische Reiigion
oder als eines seiner Erweiterungsprü-
fungsfächer, Ethik, Italienisch, SpanÍsch
oder Portugiesisch gewählt hat, muß
Fremdsprachenkenntnisse nachweisen,
für die folgende Anforderungen gelten:

Deutsch:
Kenntnisse in zwei Fremdsprachen, dar-
unter Latein, Englisch oder Französisch,
die zur Erarbeitung wissenschaftlicher
Fachliteratur bef ähigen;

Englisch:
Lateinkenntnisse;

Französisch:
Lateinkenntnisse;

Geschichte:
Kenntnisse in ¡ninclcstcns zwei Frcmd-
sprachen, clarunter Latein;

Soziaikunde lWissenschaft von. dei
Politikl:

Kenntnisse in zwei Fremdsprachen;

Latein:'
Griechischkenntnisse;

Griechisch:
Lateinkenntnissei

Evanqelische Religion:
Latêin- und Griechischkenntnisse;

Kathoiische Religion:
Latein- und Griechischkenntnisse;

Philosophie:
Latein- oder Griechischkenntnisse;

Ethik:
Latein- oder Griechischkenntnisse ;

Italienisch:
Lateinkenntnisse;

Soanisch:
Lateinkenntnisse;

Portugiesisch:
Lateinker¡ntnisse.

Der Nachweis der Latei¡- und Grie-
chischkenntnisse ist entweder durch das
Abiturzeugnis oder das Bestehen der Er-
gänzungsprti,fung nach der Verordnung
über die Ergänzungsprüfungen im Latei-
nischen und Griechischen vom 3. Septem-
ber 1981 (ABl. S. 642) oder eine förmliche
fachbereichsinterne Prüfung zu erbrin-
gen. Die Sprachkenntnisse sollen bei Stu-
dienbeginn vorhanden sein oder müssen
in den ersten Semestem, späteslens bis
zur Zwischenpnifung oder bis zum Uber-
gang vom Grund- zum HauPtstudium
nachgewiesen werden.

$3s
Fücherverbinclunqen f tir Bewerberinnen
und l3ewerber der .Ersten S[aatsprülung

für das Lehramt an Gymnasien
- Künstlerisch-Wissenschaftliche

Prtil unr¡, Iìachrichl.trncl Mtrsi k o<lcr
Fachrichtung Kunst -

(1) Die Prüfung ertolgt in

1. Musik oder in Kunst,

2. einem Fach der in $ 33 Abs. 1 genann-
ten Fächer fùr die Klassen 5 bis 10'
Musik oder Kunst können nicht ge-
wählt werden.

Auf Wunsch der Bewerberin oder des Be-
werbers kann die Prufung in einem Fach
der in $ 34 Abs. 1 genannten Fächer für
die Klassen 5 bis 13 erfoigen. $ 34 Abs. 3
und 4 qilt entsprechend.
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(2) Die Bereiche und Anforderunsen
sowie die Prüfungszeiten für die einãel-
nen Bereiche für die Fachrichtunq Musik
$nd iq Anlage 7 Buchst. a festgeiägt. Die
Bereiche und Anforderungeñ fiì; die
Fachrichtung Kunst sind ì'n Anlage 7
Buchst. b festqeleqt.

, .. (3) Erweitãrunlsprufungen nach g 25
Konnen rn ernem weiteren der in g 34
Abs, 1 oder Abs. 3 genannten Fächer ab-
gelegt werden.

$s6
Fächerverbindungen für Bewerberinnen
und Bewerber der Ersten Staatsprüfunq

für das Leh¡amt an Sonderscñulen "

(1) Die Prúfung erstreckt sich auf zwei
,von der Bewerberin oder dem Bewerber
zu wählende sonderpädagogische Fach-
richtungen sowie auf ein voñ ¿er Bewer-
berin oder dem Bewerber zu wäh-lend.es
Fach aus den in g 33 Abs. 1 genannten
Fächern mit Ausnahme von Fianzösisch
und Russisch. 0 SZ Abs. 2 qilt entspre-
chend. Die Bereiche und Aniorderun"oen
fii¡ die Fachrichtungen sind in Anlagé g
festgelegt. Die Berelche und Anfordeiun-
gen für das zu wählende Fach sind in An-
Iage 5 festgelegrt.

(2) Sonderpädagogische Fachrichtun-
gen sind die Fach¡ichtung für:

Lernhilfe
Pädagogik fü¡ praktisch Bildbare
Erziehungshilfe
Sprachheilpädagogik.

- .. (3) Erweiterungsprüfungen nach g 25
konnen rn einem der in $ 33 genannten
Fächer oder in einer weiterei sonder-
pädagogischen Fachrichtung abgelegt
werden.

$37
Fächerverbindungen fùr Bewerberinnen
und Bewerber der Ersten Staatsprü,funq
für das Lehramt an beru_flichen Schuleñ
gewerblich-technischer Fachrichtung
(1) Die Bewerberin oder der Bewerber

für die Erste Staatsprüfunq für das Lehr-
amt an beruflicher¡- Schulén qewerblich-
technischer Fachrichtunq haf eine Vor-
.u."d gil. Hauptprüfung- abzulegen. Die
vorprulung crstreckt sich auf cinc von
der Bewerberin oder dem Bewerber zu
wählende Fachrichtung oder auf eines
de_r ausgewiesenen Faðhgebiete der ge-
wählten Fachrichtung, Die Hauptpnifuïg
erstreckt sich auf die gewählte'Fåchrich"-
tung oder auf eines der ausgewiesenen
Fachgebiete der gewählten Fãchrichtunq
und ein zu wählendes Fach.

(2) Fachrichtungen sowie Fachrich-
tungen mit Fachgebieten sind:

Bautechnik
Chemietechnik
Textil.technik und B ekleidunq
Drucktechnik
Elektrotechnik
- Energietechnik

Kommunikationstechnik
Körperpfiege
Metalltechnik
- Fertigungstechnik
- IGaftfahrzeugtechnik.

Fächer sind:

Evangelische Reìigion
Katholische Reliqion
Deutsch
Engüsch
Geschichte
Politik
Mathematik
Physik
Chemie
Biologie
Sport
Informatik.

Im Fach Sport ist der Nachweis nach g 32
Abs. 2 zu erbringen.

(3) Die Bewerberin oder der Bewerber
mit der Fachrichtung Chemietechnik
kann als Fach nicht Chemie wählen.

(4) Die Vorprüfung umfaßt in der von
der Bewerberin oder dem Bewerber se-
wählten Fachrichtung vier Klausuren ãus
den in Anlage 9 Buchst. a genannten Be-
reichen. Zur Vorprüfung kann sich mei-'den, wer ein ordnungsgemäßes Studium
von vier Semestern nachweist.

(5) Zur Hauptprüfung kann nur zuge-
lassen werden, wer die Vorprüfung be-
standen hat.

(6) Die Hauptprüfung umfaßt zwei
Klausuren in der von der Bewerberin oder
dem Bewerber gewählten FachrÍchtung
und eine Klausu¡ in dem von der Bewer-
berin oder dem Bewerber gewählten
Fach. Sie umfaßt weiter je eine mùndliche
Pnifung in der von der Bewerberin oder
dem Bewerber gewählten Fachrichtung
und in dem gewäh-lten Fach. Die für die
Fachrichtu¡g und das Fach geltenden Be-
reiche und Anforderunsen sind in Ania-
ge 9 festgelggt.

(7) Erweiterungsprüfungen nach g 25
können in einer der in Abs. 2 genannten
Fachrichtungen, sofern der Nachweis
über die praktische Berufsausbildung er-
bracht wird, oder in einem der in Abs. 2
genannten Fächer abgelegt werden. Das
Kultusministerium kann darùber hinaus
auf Antrag Erweiterungsprüfungen auch
in Fächern zulassen, die nicht in Abs. 2
genannt sind, solern sie lür den Unter-
richt.an beruflichen Schulen von Bedeu-
tung und hinsichtlich ihrer Bereiche und
Anforderungen den in gg 33 oder 34 ge-
nannten Fächern gleichwertig sind.

$38
Fächerverbindungen f ür B ewerberinnen
und Bewerber der Ersten Staatsprüfuncr
für das Lehramt an berufiichen Schuleñ

landwirts chaf tlicher, hauswirtschaf tlicher
und nahrungsgewerbiicher Fachrichtung

(1) Die Bewerberin oder der Bewer-
ber, die oder der die Erste Siaatsprufung
für das l-ehramt an beruflichen Schulen
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landwirtschaftlicher, hauswirtschaftlicher
und nahrungsgewerbiicher Fachrichtung
bestanden hat, kann auf Antrag eine Prü-
fung in einem der in 0 37 Abs. 2 genann-
ten Fächer ablegen.

(2) Wer die in Abs. 1 genannte Prü-
fung bestanden hat, kann Erweiterungs-
¡rtiilturr¡crt irr wcilrlr<ll.¡ rlcr in $ 37 r¡c-
n¿rrtrttt:n lìiit:lrcr,rlllct¡cn. l)¿rs Kl¡lIus-
tttinis[eliuur ktrnn d¿u'üL¡el hinaus ¿rul An-
traçf Erweiterungsprüfungen aì.rch in
Iriicher-r-r zuiasscn, die nicht in $ lì7 gc-
nannt sind, sofern sie für den Unterricht
an berufiichen Schulen von Bedeutung
und hinsichtlich ihrer Bereiche und An-
forclenrngen rlcn in $$ 33 ocler 34 qc-
nannten Fächern gleichwertig sind.

DRITTER ABSCHNITT
Zusatzprüfungen

$3e
Zusatzprüfung zum Erwerb der Befähi-
gung zum Lehramt an Grundschulen
(1) Die Zusatzprtfung zum Erwerb der

Befähigung zum Lehramt an Grundschu-
Ien kann ablegen, wer die Befähigung
zum Lchramt an Htruptsôhulen und lìeal-
schuien oder die Befähigung zum Lehr-
amt an Gymnasien, die Befähigung zum
Lehramt ¿rn beruflichen Schulen oder die
Befähigung zum Lehramt an Sonderschu-
Ien besitzt.

(2) Die Zusatzprüfung ist in der Allge-
meinen Didaktik der Grundschule und in
drei der in $ 32 Abs. 1 genannten Fächer
für die Klassen 1 bis 4 abzulegen. Zwei
der Fächer sind aus der Gruppe Deutsch,
Mathematik und Sachunterricht zt)
wählen.

(3) Für die Durchführung der Zusatz-
prüfung gelten die $$ 17, 18 und 32 ent-
sprechend. Die Bewerberin oder der Be-
werber wählt das Wissenschaftliche
Prüfuhgsamt, vor dem sie oder er die Zu-
satzprüfung ablegen wili.

$40

ZLrstrtz¡lriiItrn(t z.urn E¡'wcrlt rlrrr ßcfiilri-
(lilrì(, zunr Lt:l¡t.riltl. (uì |litUl)Ls(:ltr¡lcn tilttl

l{c.rls<'lt rr lcn

{ I ) l)itr Zrrsirlz.¡lriiltrrì(l z.r¡¡n llrwcrlr rlci'
l',t:liilrir¡trrrr¡ z.rr¡rr Lt:lu¿rrrrl- ¿rn I I(tul)l.s(:ltu-
Icrt trrr<l lìc¿rlsr:hult:n k¿rnn ¿rblcrrt)rì. wcr
tlic llcliihigung zuut Lcirr¿rnrl- an Glunrl-
schulen oder die Befähiqung zum Lehr-
¿tmt an Sonclerschulen oder die llefähi-
gung zlrm Lehramt an Gymnasien ocler
clie Befähigung zum Lehramt an berufli-
chen Schuien besitzt.

(2) Die Zustrtzprüfung ist in ernem der
in $ 33 Abs. 1 genannten Fächer abzuie-
gen. Das gewähite Fach darf nicht fach-
lvissenschaftlich Gegenstand einer von
der Berverberin oder dem Bewerber be-
reits bestandenen Ersten Staatspnifunq
r¡r'wcscrt sr:in.
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{3) Für clie Durchfùhrung der Zusatz-
prufung gelten die $$ 17, 18 und 32 ent-
sprechend. Die Bewerberin oder der Be-
rverber wählt das Wissenschaftliche
Prüfunqsamt, vor dem sie oder er die Zu-
satzprü-f ung able g en w'ill.

I41
ZLrsutz¡rliilun<¡ zuttt Erlvtrrb <ltrr lJctiihi-
gung zunr Lchtatnt alt S<.¡nclct'schult:tr

(1) Dic Zrrstrlz.priiItrnq ztrnr Et'wcrb clcr
-Befähigung zum Lehrami an Sonderschu-
Ìen kann abiegen, wer die Befähigung
zum Lehramt an Grundschulen, die Be-
fähigung zum Lehramt an Hauptschulen
rund lìc¿tlschttlcn, tlic llcliihigunc¡ ztrnr
Lehramt an Gymnasien odèr die Befähi-
gung zum Lehramt an beruflichen Schu-
len besitzt und ein sonderpädagogisches
Sl.udium von vier Semestern an einer wis-'
senschaftlichen Hochschule absolviert
hat.

(2) Die Zus.rtzprüfung umfafSt clie Dia-
<lnostischc l[¿¡trsarltciI nach $ 30 Atls. 4

úncl clie mündliche Prüfung nach $ 30
Abs. 5 und in zwei sonderpädagogischen
Fachrichtuncfen. Die Bewerberin oder der
Bewcrber kann dic sonclerpädagogischen
Fachrichtungen aus den in $ 36 Abs. 2 ge-
nannten Fachrichtungen wählen.

DRITTER TEIL

Übergangs- und Schlußbestimmungen

ç42
Übergangsregeiung

Auf Bewerberinnen und Bewerber, die
ihr Studium vor dem Wintersemester
1995/96 aufgenommen haben, finden die
Vorschriften dieser Verordnung keine An-
wendung. Sie iegen die Prtfung nach den
bisherigen Vorschriften ab, sofern sie
nicht die Ablegung der Prüfung nach den
Vorschriften clieser Verordnung schriftlich
bei der oder dem Vorsitzenden des Prù-
fungsamtes beantragen.

043
Aufhetlung bisheriger VorschriIten

Es wer<ltln arrfg¡ehollcn:

3.

rlic Vc¡'orrlntrtrt¡ iilrtrr' <lirl Et'sl.tr Sl.¿r¿tl.s-

¡rlr.ilurrg liit rl.rs Lt:ltralttI utt Ctttncl-
schrrlcn vot¡t 5. Novctltllttr 19{if) ((ìVRl. I
S. 207 ),'t.ulcl:t.I. t¡t:ii rttl t:rl < I t¡ t'clt Vtrt'ort I -

lìrf n(t vont 1'¿. .i t¡li 1!)tl9 ((;Vlll. I

s. 185) ',),

die Verordnung über die Erste Staats-

¡>rüfung fùr das Lehramt an HauPt-
schuien und Realschulen vom 10. No-
vember i969 (GVBI. I S. 214), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 1'2'

Juli 1989 (GVBL I S. 185)'),

die Verordnung ùber die Staatsprü-
funq für das Lehramt an Sonderschu-

I l('l)lrrrl (;VIll. ll :l'.12'{ll
I l, ¡il ,ilrl l;Vlll ll :t:l;l 4rl
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À

5.

len -vom 3. August L967 (GVBI. I
S. 139), zuletzt geãndert durch Verord-
nuncf vom 22. Mürz 1977 (GVBI. I
s. 159).),

die Verordnung ùber die Erste Staats-
prüfung fùr clas Lehramt .an SoncÌer-
schulcn vom 7. Juni i971 lGVBt. I
S. 157), zuleLzL gcàndert clurch Vcror<l-
nung vom i0. April 1984 (GVBI. I
s. 124),),

rlie Vr:rorclnunr¡ ùher r.lic Erste StaaLs-
pniltrng ltir <las Lehramt an Gymnasi-
en vom 1, Dezember 1g69 IGVBI. I
S. 2tl3), z.ulalz.l r¡ciirrrlcrl <lr¡rclì Vr:r.orrl-
nung vour 25. N4ärz 1993 fGVIJl. I
s. 113).),

clie Verordnuncl tiber clie Erste Staats-
prüfung ltir das Lehramt ¿rn berulli-chen Schulen l¿rndwirtschaftticher.
hauswirtschaf tlicher und nahrunqsqe-
werblicher Fachrichtuncl vom 21. 

-Aðril
19t6 (cVBl. t S. 111¡, z"uietzt geäncier:t

clurch Verordnunq vom 18. Dezember
1979 (GVBI.IS.277)1,

7. clie Verorclnung riltcr die [rsLe SLaats-
pnifung für das Lehramt an berufli-
chen Schulen gewerblich-technischer
Fachrichtung vom 25. Juli 1968 (GVBI. I
S. 211), zuletz| geändert durch Verord-
nun(, vom tll. Miirz l9tJl ((jVIll. I

S. 132)') unci

li. <lic Vr:ror<1nr-rng. ùllt:r <litt IrsLc Sl.¿r¿rl.s-'¡)riìlunr¡ l[ìr rl¿¡s Lchrtrrnl ¿¡n llr:rrrfli-
chcn Schulen gcwerlllich-tcchnischcr
Fachrichtunq ¿tn (lcr Gcs¿¡mthochschu-
Ic K¿rsscl vo¡n 2fl. Nul¿ri 1f )74 t( iVlll. ¡

S. 28 1 ), zuLcL'¿L gt:iir.rclclt <[ u lch Vclorr [-
nung vom 18. Dezember 1,979 (GVBI. I

. s.277\).

ii44
' Inkraf ttreten

Diese Verordnuncf lrit[ anl Tuqc ntrch
clcr Vcrkiindrrng in KralL.

Wicsb¿rrlen, clt:n lì. A¡rlil iS)!)5

Der Hessische Kultusminist'er
Holza¡lfcl

J I l,'l¡l (Irl (iVlll. ll:t2'l :il1
| ¡ l(.lrt drtl (;VlÌ1. ll :i2'.1 .5t;
I I l(.1,1 dill (;Vlll. ¡l 32: 50
| | l¡.1,1 ,[¡t (;v1il. il :t22-:r:t
| | lr,l,l dut (;V¡tl. tl 32:,: {ti
| | ¡,.¡¡l .Irl ( lVlll. ll:t:lf 70
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Anlage 6: Bereiche und Anforderunsen für die(Gymnasien) "

Allgcmeine Bestjmmrrngen
Die Pni{ungsbereiche sind im folcrenc.Ìen
nach den Gruppen

a) lachwissenschaftliche Ilereiche
b) fachdidaktische Bereiche
c) fachpraktische Bereiche

geglicdert.

Das Thema der Wissenschaftiichen Haus-
arbeit ist in der Regel aus einem Bereich
der Gruppe a (fachwissenschaftliche Be-
reiche) zu stellen.
In der Wissenschaftlichen l-Iausarbeit. in
<ler Kìausur rrncl in clcn mündlichen prü-
Itrrtrlcrr sollcn uichI clir:st:ll¡cn Cc<tcnstiin-
rlc bch¿rn<lcll wcr<kln.
Die ISestimmungen fúr clie Klausuraufsa-
ben sind in deìi prùfungsantbrdãiln$n
rler Fiicher genannt.
In der mùndiichen Prúfung sind von der
Bewerberin oder dem lJewerber Grunci-
kenntnisse uncl vertiefte Kenntnisse. n¿¡ch-
zuwetsen.

Grundkenntnisse sind in allen Bereichen
der Gruppen a und b zu erbringen. Die
von der Bewerberin oder dem Bäwerber
nachzuweisenden vertieften Kenntnisse
sind bei den einzelnen Fächern aufqe-
führt.

Fúr das Fach Sport müssen fachprakti-
sche Fähigkeiten (Gruppe c) nachgewie-
sen werden.

Evangeiische Religion
Prüfungsbereiche
Gruppe a - [achwissenschaftìiche Bereiche
A Neues Testament l/ ,
B Systematische Theoloqie t¿

¿C Altes Testament

D Kirchengeschichte
E Religionswissenschaft
(il't¡llrc ll - f ar'hrli<ltrl<l.isr.ll<t Iìcioir,hr¡
A (it,s< lrit'ltlt' t¡lr<l Tltr,r¡r'ic rlcl r.clir¡iiiscrrç,2,

Ulzitrlrrrrrr¡

lì l)r'ozcssc rtrlir¡iiisrlr Errlwir.klrrrrg trnrl
llc<linr¡ rt nr¡rrrr lr:lir¡iirscn Lcrn<lns

(l Ziclc r¡nd Inhallt: <lcs cvanqclischen
llrrIir¡ionsrr nIcl l'ir'lI Ls

D Demenl.e cler Gcstail.uncr des lìelioi-
onsunterrichtes

PrLi f rrngsan f orcleiungen
Das Thema der Wissenschaftlichen Haus-
arbeit kann auch bereichsüberqreilend
gesteilt werden.
Die Aulgabe für die Klausur kann aus al-
len Ilcleichen clel Gr:uppen a und b ge-
sl.<¿llt rvur<len, ruil. Ausn¿rh¡u.e rles lle-
¡crrchs, irr dcnt rlie Wissenscl-rall_liche
Ha r.¡sarÌrei t qesch rieben wurcie.

L_-

¿./

(-.

tl,rs L,u¡ti I lcsstl¡, -lì:il I - 2..Jirrri lf)!)5

Prüfung in den Fächern nach $ 34

ln dcr rntinrllichcn I)rii[una h¿rt clie Be-
werberin oder der Ilewerber vertÍefte
Kenntnisse in je einem Gebiet aus den
Bereichen A bis C und einem Gebiet aus
den Berej.chen D oder E der Gruppe a so-
wie aus einem Bereich der Gruppe b
nachzurveisen. In dem Bereich, iñrdem
rlie Klausur geschrieben wurde, werdcn
vertiefte Kenntnisse nicht qeprùft.

Katholische Religion
Prùf un<rsl>ereiche

Gruppe a - fachwissenschaftliche Bereiche

A Ner¡es llsL¿rmcnL

lÌ l)o<¡rttirLil< rrn<l lìrrntl¿rrrcrtl.,rIl.lrcolo<¡ic

C Moralthe'oiogie unci Soziaiethik
D Altes Testameni

È KirchengeschichLe

F Reliqionsphiiosophie und Religionswis-
senschafI

G Pastoraltheologie, Liturgik, Kirchen-' recht

Gruppe b - fachdid¿iktische Bereiche

A Geschichte und Theorie der reiigiösen
Erziehung

B Prozesse reliqiöser Entwickluncl trnd
13eding ung en leligiösen Lcrnens

C Ziele und Inhalte des kathoiischen Re-
Iigionsunterrichts

D Elemente der Gestaltunq des Reliqi-
onsunterrichts

Prüf ungsanf orderungen
Das Thema der Wissenschaftlichen Haus-
¿rrbeit kann auch bereichsùbercf reifend
gestellt werden.

Die Aufgabe für die Klausur kann aus al-
len Bereichen der Gruppen a und b ge-
stelit werden, mit Ausnahme des Be-
reichs, in dem die Wissenschaftliche
Hausarbeit geschrieben wurde.
ln rler mùn_ClUrhCn__B'rifr¡_nq hal. die Rc-
wcrltrlrin . oclcr rlc¡' lJcwrlrllcr vclrLicItc
I(ctrnl.nissc irt ic cirtorr ( iclricl ¿rrrs <lclr
ll<llcit:lrt:n A lris (i rr¡rrl in trincr¡r (icllicl.
(rtts (ìincrr rlcr'lìclciclrc I) lris (i rlr:r'(ilrrn-
¡rc tr sowi<: irr cilrcnl (.icbir:l- ¿¡rrs cinr.lrn lJil-
tci<:ll <lt:l' (ìr'tt¡r¡lc lr ll¿¡t:ltzrtwcist:rr. In <lt:rn
llcrcich, in rlem <lie Kl¿rt¡st¡r r¡cschrieflen
wtrxlc, wc¡rlclr vt:r'l.ir:ll.t: KcnnIlrissc nir:hl.
gepnilt.

Deutsch

Prüfunosbereiche

Gruppe a - fachwissenschaftliche Bereiche

A Sprachwissenschaft

1. Sprache als System

2. [ìtrnktion dcr S¡rrlc:Jrc

3. Sprachqeschichte
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